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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 8. August 1973 zu, daß der 
Bundeskanzler sich des Verständnisses des 
sowjetischen KP-Chefs dafür bewußt sei, daß 
er keine Kommunisten als Richter wünsche, 
und was veranlaßt — bejahendenfalls — den 
Bundeskanzler, die Auffassung des sowjeti- 
schen KP-Chefs in seine Erwägungen, die der 
inneren Ordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gelten, einzubeziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 23. August 1973 

Der Bundeskanzler trifft seine Entscheidungen ausschließlich 
nach der in der Bundesrepublik Deutschland gegebenen Rechts- 
und Verfassungslage gemäß seinem Amtseid zum Wohle des 
deutschen Volkes. 


2. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSD) 


Hält die Bundesregierung ihre Antwort auf 
meine Anfrage vom 27. Juli 1973 noch auf- 
recht, daß der von mir zitierte Pressebericht 
über die Meinung des Abteilungsleiters Lahn- 
stein verzerrt wiedergegeben wurde, nachdem 
in dem Kommentar „Kurze Beine" im Handels- 
blatt vom 17. August 1973 berichtet wird, daß 
der von mir zitierte Bericht mit allen Korrek- 
turen des Abteilungsleiters Lahnstein und von 
diesem „abgesegnet" gedruckt worden ist? 


Antwort des Staatssekretärs Grabert 
vom 17. September 1973 

Ihre Anfrage beantworte ich dahin, daß die Antwort der Bun- 
desregierung vom 13. August 1973 auf Ihre schriftliche Anfrage 
vom 27. Juli 1973 dem in dieser Anfrage erwähnten Sachverhalt 
nicht voll gerecht wird. Die urlaubsbedingte Abwesenheit des 
infrage stehenden Beamten hat zu einer Informationslücke ge- 
führt. Hier liegt die Ursache für die von mir bedauerten Mängel 
der o. a. Antwort. 

Im übrigen bekräftige ich erneut, daß für jeden Angehörigen 
meines Hauses die Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers in 
seiner Regierungserklärung und vor dem Deutschen Bundestag 
verbindlich sind. 


3. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ableh- 
nung des für einen Reporter der Deutschen 
Welle vom Ost-Berliner Außenministerium 
gestellten Antrages auf ein Interview mit der 
unwahren Begründung, es bestehe zur Zeit 
keine Möglichkeit zur Verwirklichung, ob- 
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wohl sich der Partner zu dem Gespräch bereit 
erklärt und Termine genannt hatte, im Hin- 
blick auf den von ihr geschlossenen Vertrag 
mit Ost-Berlin, und welche Konsequenzen 
wird sie gegebenenfalls daraus ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs von Wechmar 
vom 14. September 1973 

Die Bundesregierung bedauert, daß die DDR-Behörden den An- 
trag eines Reporters der Deutschen Welle abgelehnt haben, einen 
namhaften Wissenschaftler aus der DDR, Manfred von Andenne, 
zu interviewen, obwohl dieser Wissenschaftler selbst sein Ein- 
verständnis schriftlich bekundet hatte. 

Ein derartiges Verhalten entspricht nicht unseren Vorstellungen 
von freien Arbeitsmöglichkeiten für Journalisten. Ein Verstoß 
gegen den Briefwechsel über Arbeitsmöglichkeiten für Journa- 
listen vom 8. November 1972, der am 21. Dezember 1972 in Kraft 
getreten ist, liegt nicht vor, weil die DDR „im Rahmen ihrer 
geltenden Rechtsordnung" die Möglichkeit hat, einem Wissen- 
schaftler aus der DDR zu verbieten, sich gegenüber westlichen 
Journalisten zu äußern. Durch keine Vereinbarung mit der DDR 
ist eine Art von Recht auf Interviews entstanden. Im übrigen 
ist die Bundesregierung davon überzeugt, daß das restriktive 
Verhalten der DDR gegenüber den verständlichen Wünschen 
westlicher Journalisten in der breiten Öffentlichkeit nicht ver- 
standen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, irn Plenum 
des Deutschen Bundestags die nachstehend ge- 
nannten Texte bekanntzugeben, zu interpre- 
tieren und im Lichte des Grundgesetzes, der 
Briefe zur Deutschen Einheit vom 7. August 
1970 und vom 22. Dezember 1972, der Gemein- 
samen Erklärung des Deutschen Bundestags 
vom 17. Mai 1972 und des Bundesrats vom 
19. Mai 1972 und der Berliner Verfassung vom 
1. September 1950 zu kommentieren, die beim 
Antrag der Bundesrepublik Deutschland auf 
Aufnahme in die Organisation der Vereinten 
Nationen sowie im Zusammenhang damit eine 
rechtlich und politisch relevante Rolle spiel- 
ten: 


— Schreiben, Noten, Erklärungen und andere 
Dokumente der Bundesrepublik Deutsch- 
land 


— Gemeinsame Dokumente der Vier Mächte, 
die Rechte und Verantwortlichkeiten für 
Deutschland als Ganzes und Berlin haben 

— Dokumente von einzelnen der Vier Machte, 
die Rechte und Verantwortlichkeiten für 
Deutschland als Ganzes und Berlin haben 
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— Dokumente von Organen und anderen ver- 
antwortlichen Stellen der Organisation der 
Vereinten Nationen? 


Ist die Bundesregierung bereit, im Deutschen 
Bundestag darzulegen, welche etwaigen Gren- 
zen der Vertretung des Landes Berlin 

— nach Auffassung der Bundesrepublik 
Deutschland und des Senats von Berlin ' 

— nach gemeinsamer Auffassung der Vier 
Mächte, die Rechte und Verantwortlichkei- 
ten für Deutschland als Ganzes und Berlin 
haben 

— nach unterschiedlicher Auffassung einzel- 
ner dieser Vier Mächte gesetzt sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 20. September 1973 

Die Bundesregierung ist bereit, im Deutschen Bundestag zu allen 
Dokumenten, die im Zusammenhang mit der Aufnahme der 
Bundesrepublik Deutschland in die Vereinten Nationen rechtlich 
und politisch von Bedeutung sind, Stellung zu nehmen. Sie ist 
auch bereit därzulegen, welche Grenzen der Vertretung der In- 
teressen von Berlin (West) durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land in den Vereinten Nationen gesetzt sind. Es wäre zu über- 
legen, ob die Erörterung nicht im Auswärtigen Ausschuß geführt 
werden sollte. 


6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ungarn 
Dr. Schäuble einer Meldung der ungarischen Nachrichten- 

(CDU/CSU) agentur MTI zufolge die Teilnahme an den 

diesjährigen Juniorenweltmeisters, chaften im 
Modernen Fünfkampf ablehnt, weil diese 
Wettbewerbe in West-Berlin stattfinden, und 
stimmen Pressemeldungen, wonach auch die 
übrigen Staaten des Ostblocks aus eben die- 
sem Grund nicht teilnehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 15. Oktober 1973 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß die Einladungen des 
Verbands für Modernen Fünfkampf zur Teilnahme an den 
Juniorenweltmeisterschaften im Modernen Fünfkampf in der 
Zeit vom 1. bis 4. September 1973 in Berlin (West) von den 
Verbänden der osteuropäischen Staaten entweder überhaupt 
nicht oder mit der Begründung beantwortet worden sind, man 
könne nicht nach Berlin (West) kommen. 

Von sowjetischer Seite wurde die Entscheidung nachträglich da- 
mit begründet, der Präsident des Internationalen Fünfkampf- 
verbands habe die ursprüngliche Entscheidung des Verbands 
nicht beachtet, die Wettkämpfe in Heidenheim (Württemberg) 
auszurichten. Sein Beschluß, die Austragung nach Berlin zu ver- 
legen, sei ungültig gewesen. Bei Vorliegen eines gültigen Be- 
schlusses des Internationalen Verbands über die Austragung in 
Berlin hätte man an den Wettkämpfen dort teilgenommen. 


5. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 
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7. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Wie ist dieses Verhalten mit dem Viermächte- 
Abkommen über West-Berlin zu vereinbaren, 
und welche Schritte gedenkt die Bundesregie- 
rung zu unternehmen, damit die Zugehörig- 
keit Westberlins zu den Organisationen des 
Deutschen Sportbunds entsprechend den Be- 
schlüssen des IOC von Madrid 1965 und ge- 
mäß dem Geist des Viermächte-Abkommens 
auch seitens der Ostblockstaaten Rechnung ge- 
tragen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 15. Oktober 1973 

Unabhängig davon, ob diese Begründung nur nachgeschoben 
wurde oder in Zukünftigen Fällen eine Teilnahme von osteuro- 
päischen Sportlern an internationalen Veranstaltungen in Berlin 
(West) stattfindet, ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es nicht dem Geist und den Zielen des Viermächte-Abkommens 
entspricht, wenn die osteuropäischen Staaten von der durch das 
Viermächte- Abkommen eröffneten Möglichkeit keinerlei Ge- 
brauch zu machen bereit sind. Dies, ist insbesondere dann der 
Fall, wenn sie die Teilnahme an internationalen Veranstaltungen 
in Berlin (West) mit der erklärten oder auf andere Weise offen- 
kundigen Begründung ablehnen, die dortige Lage verbiete ihre 
Beteiligung. 

Wie in Anlage IV A und B Ziffer 2 d) des Viermächte-Abkom- 
mens zum Ausdruck kommt, können internationale Veranstal- 
tungen — auch solche sportlicher Art — in Berlin (West) statt- 
finden, ohne daß die Sowjetunion hiergegen Einwendungen ha- 
ben wird. Das Viermächte- Abkommen eröffnet also bewußt den 
zuvor praktisch verschlossenen Weg zu einer umfassenden Ein- 
beziehung von Berlin (West) in den internationalen Austausch. 
Dabei kann sich grundsätzlich auch die Sowjetunion selbst an 
diesem Berlin (West) einbeziehenden Austausch unbeschadet 
ihrer Rechtspositionen, die sich von denjenigen der Drei Mächte 
und der Bundesrepublik Deutschland unterscheiden, beteiligen. 
Entsprechendes gilt für die anderen osteuropäischen Staaten, 
die sich am sowjetischen Beispiel orientieren. 

Hiervon ausgehend wird die Bundesregierung ihre Bemühungen 
fortsetzen, um auch die osteuropäischen Staaten zu einer Beteili- 
gung an internationalen Veranstaltungen im Sinne der zitierten 
Bestimmung des Viermächte-Abkommens zu veranlassen. Sie 
gibt insbesondere ihre volle Unterstützung den Bemühungen 
des Deutschen Sportbunds (DSB), im Rahmen seiner Verhand- 
lungen mit den Sportorganisationen der osteuropäischen Staaten 
klarzustellen, daß die Westberliner Sportverbände zu den Orga- 
nisationen des DSB gehören. 


8. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
Kater wonach Waffenlieferungen aus der Bundesre- 

(SPD) publik Deutschland nach Portugal in den afri- 

kanischen Gebieten Portugals Angola, Mozam- 
bique und Guinea-Bissao gegen die Bevölke- 
rung und die Befreiungsbewegungen zum Ein- 
satz kommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 1. Oktober 1973 

Die Bundesregierung kann Berichte, wonach Waffenlieferungen 
aus der Bundesrepublik Deutschland nach Portugal in den afri- 
kanischen Gebieten Portugals Angola, Mozambique und Guinea- 
Bissao gegen die Bevölkerung und die Befreiungsbewegung zum 
Einsatz kommen, nicht bestätigen: Trotz entsprechender Auffor- 
derung der Bundesregierung konnte in keinem Fall der Beweis 
für derartige Berichte erbracht werden. 


9. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun bzw. 
zu veranlassen, um in Zukunft sicherzustellen, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland her- 
gestellte bzw. lagernde Waffen nicht in poli- 
tischen Krisengebieten, also auch nicht im 
Kampf gegen die Befreiungsbewegungen in 
Afrika, eingesetzt werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 1. Oktober 1973 

Die — sehr restriktive — RüstungsexportkontrollpoLitik der Bun- 
desregierung stützt sich auf das Kriegswaffenkontrollgesetz 
(KWKG) sowie auf das Außenwirtschaftsgesetz (AWG). Sofern 
der Verdacht besteht, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
hergestellte oder lagernde Waffen in politischen Krisengebieten 
— etwa im Kampf gegen die Befreiungsbewegungen in Afrika — 
eingesetzt werden sollen, werden Ausfuhrgenehmigungen nach 
KWKG und AWG nicht erteilt. 


10. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
stellt, wie sie Ostblockländern langfristige und 
niedrig verzinsliche Kapitalhilfekredite aus 
öffentlichen Mitteln einräumen könne, und 
wie rechtfertigt sie diese gegebenenfalls ge- 
genüber den Entwicklungsländern, gegenüber 
dem deutschen Steuerzahler und angesichts 
der heute veröffentlichten Warnung der Bür- 
gerrechtsbewegung der UdSSR? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 14. September 1973 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit die auch schon in der Ver- 
gangenheit wiederholt an sie herangetragenen Wünsche osteuro- 
päischer Länder nach deutschen Krediten, deren Zins niedriger 
als der zur Zeit besonders hohe Marktzins liegt. Eine Entschei- 
dung ist bisher noch nicht getroffen worden. 


11. Abgeordneter 
Roser 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein solches Abgehen von den Grundsätzen der 
sozialen Marktwirtschaft auch im Hinblick auf 
die gegenwärtige Wirtschaftslage und ihre 
absehbare Entwicklung nicht zu verantworten 
wäre? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 14. September 1973 

Bei der Prüfung, in welcher Form den Wünschen der osteuropäi- 
schen Länder Rechnung getragen werden kann, wird selbstver- 
ständlich der Gesichtspunkt der gegenwärtigen deutschen Wirt- 
schaftslage und ihre Entwicklung in die Überlegungen einbe- 
zogen. 


12. Abgeordneter Welche Haltung nimmt derzeit die Bundesre- 
Niegel gierung, insbesondere Bundeskanzler Brandt, 

(CDU/CSU) zu Portugal ein, nachdem Bundesminister Epp- 

ler und führende SPD-Politiker Portugal ver- 
urteilt haben, das Auswärtige Amt die bis- 
' herige langjährige Haltung der Bundesregie- 
rung jedoch bekräftigt hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 14. September 1973 

Die Bundesregierung gestaltet ihre bilateralen Beziehungen zu 
Portugal insbesondere im Interesse der Geschlossenheit des 
Atlantischen Bündnisses und der Zusammenarbeit mit der Euro- 
päischen Gemeinschaft. Das bedeutet jedoch nicht, daß die Bun- 
desregierung die Politik Portugals in Afrika unterstützt. Das 
Selbstbastimmungsrecht der Völker ist ein Grundprinzip deut- 
scher Politik, das für alle Völker gelten muß. Hierüber ist auch 
die portugiesische Regierung niemals in Zweifel gelassen 
worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
ARD-Sendung „Report" vom 13. August 1973 
aufgestellte Behauptung, die für den Bundes- 
grenzschutz bestellten Transporthubschrauber 
vom Typ „Puma" verursachen dem Steuer- 
zahler unnütze Mehrkosten in Höhe von 
60 Millionen DM, nur weil es das Bundes- 
innenministerium abgelehnt habe, die von der 
Bundeswehr angebotenen Hubschrauber vom 
Typ „Sikorsky", die für die Zwecke des Bun- 
desgrenzschutzes völlig ausreichend seien, zu 
übernehmen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. September 1973 

Die in der ARD-Sendung „Report" vom 13. August 1973 aufge- 
stellte Behauptung trifft nicht zu. 

1. Die bisherige Ausstattung der Grenzschutz-Fliegergruppe und 
der ihr unterstellten Grenzschutz-Fliegerstaffel mit leichten 
Beobachtungshubschraubern (Alouette II) und leichten Trans- 
porthubsch räubern (Bell UH-1 D) entsprach den früheren 


13. Abgeordneter 
Pensky 
(SPD) 
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Einsatzanforderungen an den Bundesgrenzschutz; damit 
konnten die Grenzüberwachung und der Einsatz kleiner 
Gruppen von Bundesgrenzschutzbeamten im Grenzgebiet zur 
CSSR und zur DDR gewährleistet werden. Diese Hubschrau- 
bertypen werden aber den neuen Aufgaben, die dem Bundes- 
grenzschutz durch das 17. Gesetz zur Änderung des Grund- 
gesetzes vom 14. Juni 1968 und namentlich durch das Gesetz 
über den Bundesgrenzschutz (BGS-Gesetz) vom 18. August 
1972 übertragen worden sind, nicht gerecht. Im Zuge des wei- 
teren Ausbaus des Bundesgrenzschutzes und seiner Einstel- 
lung auf die neuen gesetzlichen Aufgaben erweist es sich als 
unabweisbar, ihm eine ausreichende Anzahl von Transport- 
hubschraubern zuzuführen, um Einsatzkräfte in größerer 
Stärke (bis zu zwei Hundertschaften) von den überwiegend 
grenznahen Standorten an Einsatzorten im Innern des Bun- 
desgebietes heranführen zu können. 

Den taktischen und technischen Anforderungen kann nur ein 
Hubschraubermuster entsprechen, das folgende Eigenschaften 
ajufweist: 

— aus Flugsicherheitsgründen Ausstattung mit 2 Trieb- 
werken, 

— Tauglichkeit und zivile Zulassung des Luftfahrtbundes- 
amtes (LBA) für Flüge nach Instrumentenflugregeln (IFR), 

— deshalb vorgeschriebene Ausstattung mit einem Auto- 
piloten, 

— Transportkapazität von 20 ausgerüsteten Beamten über 
Strecken bis zu 300 km, 

— Fluggeschwindigkeit von 150 Kts ( ; 270 km/h), 

— geringerer Wartungsauf wand und langfristige Wartungs- 
lintervalle, um maximalen Klarstand zu garantieren. 

Sorgfältige Vergleiche zwischen den Angeboten westlicher 
Hubschrauberhersteller ergaben, daß der mittlere Trans- 
porthubschrauber SA 330 „Puma" der französischen Firma 
„Sooiete Nationale Industrielle Aerospatiale" diesen Forde- 
rungen am nächsten kam. Andere Typen sind entweder klei- 
ner oder gleich um ein Mehrfaches größer, haben nur ein 
Triebwerk, sind technisch veraltet oder für andere Missionen 
ausgelegt. Ein Hubschrauber des Baumusters. SA 330 „Puma" 
wurde vom Hersteller zur Verfügung gestellt und durch die 
Grenzschutz-Fliegergruppe in fast allen Wetter- und Einsatz- 
bedingungen eingehend erprobt und danach als brauchbar 
und zweckmäßig beurteilt. 

2. Während die Beschaffung in Vorbereitung war, regte der 
Bundesminister der Verteidigung im November 1972 an, an- 
stelle der vorgesehenen Beschaffung neuer Hubschrauber 
alte Hubschrauber der Bundeswehr vom Typ Sikorsky H 34 
G-3 zu übernehmen, die von dieser wegen der Einführung 
des neuen Transporthubschraubers Sikorsky CH 53 ausge- 
sondert werden. Diese Aussonderung war nach Auskunft des 
Bundesministeriums der Verteidigung notwendig, um eine 
größere Transportkapazität für das Heer (6 t pro Hubschrau- 
ber) zu erreichen. Da das Personal der Heeresflieger (Flug- 
zeugführer und Wartungspersonal) nicht vermehrt werden 
durfte, mußten die im Einsatz befindlichen Sikorsky H 34 
G-3 wegen ihrer geringeren Einsatzkapazität vorzeitig aus- 
gesondert werden. 
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Auf Grund dieser Anregung wurde eingehend geprüft, oh die 
Sikorsky H 34 G-3, die noch mit jeweils einem Kolbentrieb- 
werk ausgerüstet sind, nach Umrüstung auf PT-6 Zwillings- 
turbiinen im Sinne der Forderung des Bundesgrenzschutzes 
voll flugtauglich und verwendbar sind. Das Ergebnis dieser 
Prüfung wiar jedoch aus folgenden Gründen negativ:, 

a) Auch die umgerüstete Version erfüllt hinsichtlich Trans- 
portkapazität, Geschwindigkeit und Einsatz raddus nicht 
die einsatztakti'schen Forderungen für die polizeiliche 
Verwendung dieser Transporthubschrauber. 

b) Vom technischen Standpunkt scheint es überhaupt be- 
denklich, alte Luftfahrzeuge mit neuen, leistungs stärkeren 
Triebwerken nachzurüsten. Mögliche Folgeschäden auf die 
Zelle sind nicht auszuschließen. 

Das technisch äußerst komplizierte Gerät Hubschrauber 
muß hinsichtlich Zellenstruktur und Antriebsleistung eine 
konstruktive Einheit darstellen. 

c) Die dem Bundesgrenzschutz vom Bundesminister der Ver- 
teidigung angebotenen Hubschrauber sind etwa zehn 
Jahre alt und haben rund 2000 Flugstunden abgeleistet. 
Beim Bundesgrenzschutz würde sie eine jährliche Flug- 
leistung von 400 bis 500 Flugstunden erwarten. Damit 
würde der Alterungsprozeß und die damit verbundene 
Störanfälligkeit progressiv ansteigen. Es muß deshalb in 
Rechnung gestellt werden, daß diese Hubschrauber trotz 
Umrüstung in einigen Jahren ganz ausgesondert werden 
müssen, so daß die jetzige Neubeschaffung spätestens, zu 
diesem Zeitpunkt nachgeholt werden müßte. 

( ! Da die bei der Bundeswehr ausgesonderten Hubschrauber 
eine geringere Transportkapazität aufweisen, als die SA 
330 „Puma", würde es einer größeren Anzahl von Hub- 
schraubern — nämlich mindestens 20 statt 16 — bedürfen, 
um die gleiche Gesamttransportleistung zu erreichen. Das 
bedeutet einen ständigen Mehrbedarf von 16 Beamten 
(Besatzungen und technisches Personal). 

3. Die Ergebnisse der einsatztaktischen und technischen Unter- 
suchungen waren nun in Relation zu den zu erwartenden 
Beschaffungs- und Folgekosten zu setzen. 

Dabei ergab ein in meinem Hause aufgestellter sorgfältiger 
Kostenvergleich hinsichtlich der Beschaffungskosten einen 
nicht ins Gewicht fallenden Mehrbetrag für das SA 330 
„Puma" -Programm. Dieser ist schon dadurch gerechtfertigt, 
daß dem Bundesgrenzschutz neue, moderne und zweckent- 
sprechende Luftfahrzeuge mit hoher Lebenserwartung und 
vorteilhafter Amortisation zur Verfügung stehen. 

Bei der Beurteilung der zu erwartenden Folgekosten stellen 
sich die Vorteile der „Puma" -Beschaffung noch stärker her- 
aus. Der fortschreitende Alterungsprozeß und die kürzeren 
Wnrtungs- und Instandsetzungsintervalle der Sikorsky H 34 
G-3 erfordern einen erheblich größeren Einsatz von Betriebs- 
mitteln. In Verbindung mit den Kosten für den erhöhten 
Personalbedarf ist zu erwarten, daß der höhere Beschaf- 
fungspreis für das SA 330-Programm in relativ kurzer Zeit 
von dem Mehr in Personal- und Betriebskosten für ein 
modernisiertes Sikorsky H 34-Programm übertroffen wird. 
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Die Aufstellung einer Transportfliegerstaffel mit umgerüste- 
ten Hubschraubern Sikorsky H 34 ist aus einsatztaktischer 
und technischer Sicht unzureichend und letztendlich unwirt- 
schaftlich. 

4. Zusammenfassend ist festzustellen: 

Die Entscheidung für die Beschaffung der neuen Hubschrau- 
ber SA 300 „Puma" war technisch und wirtschaftlich die ein- 
zige vertretbare. 


14. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Geheimdienst der USA 

Dr. Slotta illegal, d. h. unter Ausschaltung der zustän- 

(SPD) digen Behörden der Bundesrepublik Deutsch- 

land, Abhörmaßnahmen durchführt, wie sie in 
der Sendung „Monitor" vom 20. August 1973 
im Eall der Gossner-Mission behauptet wurde, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit dies in Zukunft unterbunden wird? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. September 1973 

Wegen des Ergebnisses der Prüfung der Vorwürfe, der amerika- 
nische Geheimdienst habe im Bundesgebiet illegal Abhörmaß- 
nahmen durchgeführt, verweise ich auf die Pressemitteilung des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung vom 2. Au- 
gust 1973. Sie lautet: 

„Ein Staatssekretärsausschuß der Bundesregierung hat am 2. Au- 
gus.t 1973 in Bonn das Ergebnis von Ermittlungen erörtert, die 
im Zusammenhang mit öffentlich erhobenen Behauptungen ein- 
geleitet worden waren, wonach amerikanische Dienststellen das 
deutsche Recht unter Eingriff in das Fernmeldegeheimnis ver- 
letzt hatten. An dieser Sitzung nahmen unter Vorsitz des Chefs 
des Bundeskanzleramts die Staatssekretäre der Bundesministe- 
rien des Innern, für Auswärtiges, der Verteidigung, der Justiz, 
für das Post- und Fernmeldewesen, für innerdeutsche Beziehun- 
gen und des Bundespresseamts teil. 

Die zuständigen Behörden haben die genannten öffentlich erho- 
benen Vorwürfe über angebliche illegale Abhörpraktiken im 
Bundesgebiet im einzelnen sorgfältig geprüft. Die Ermittlungen 
haben ergeben, daß die Vorwürfe unbegründet sind, wonach 
amerikanische Dienststellen in der Bundesrepublik Deutschland 
unter Verletzung deutschen Rechts in das Fernmeldegeheimnis 
einge griffen haben. 

Im Bereich der Bundesrepublik Deutschland sind Beschränkun- 
gen des Fernmeldegeheimnisses nur nach dem Gesetz zu Artikel 
10 des Grundgesetzes vom 13. August 1968 und nur durch deut- 
sche Behörden möglich. Die Fälle möglicher Beschränkungsmaß- 
nahmen sind im Gesetz zu Artikel 10 des Grundgesetzes ab- 
schließend genannt. Dazu gehören auch Beschränkungsmaß- 
nahmen im Interesse der Sicherheit der Stationierungsstreit- 
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland. 
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Bundesamt für Verfassungsschutz oder beim Bundesnachrichten- 
dienst entsprechende Maßnahmen anregen, nicht verlangen. Die 
Entscheidung über eine Anordnung treffen ausschließlich ent- 
weder der Bundesminister des Innern in den Fällen des Para- 
graphen 2 oder der Bundesminister der Verteidigung in den 
Fällen des Paragraphen 3 des Gesetzes zu Artikel 10 des Grund- 
gesetzes. Das auf Grund einer solchen Beschränkungsmaßnahme 
anfallende Material wird den ermächtigten Beauftragten der 
Drei Mächte übergeben, soweit dieses Material fü*r Sicherheits- 
belange der Drei Mächte von Bedeutung ist. 

Von der obengenannten Möglichkeit, eine Überwachungsmaß- 
nahme anzuregen, ist von den Drei Mächten wiederholt Ge- 
brauch gemacht worden. In einem Teil der Fälle ist der Anre- 
gung entsprochen worden. Alle Fälle dieser Art haben die Zu- 
stimmung der im Gesetz zu Artikel 10 des Grundgesetzes vor- 
gesehenen Dreier-Kommission gefunden. 

Die Kommission, die aus Vertretern der drei im Bundestag ver- 
tretenen Parteien besteht, hat in keinem Falle eine Verletzung 
der Grundrechte festgestellt. 

Die Deutsche Bundespost hat die Maßnahmen nach diesem Ge- 
setz durch entsprechende Schaltungen technisch zu ermöglichen. 
Es kann mit Sicherheit ausgeschlossen werden, daß due Deutsche 
Bundespost bei überwachungsmaßnahmen im Post- und Fern- 
meldeverkehr ohne Vorliegen einer entsprechenden Anordnung 
mitwirkt. 

Von illegalen Eingriffen in das öffentliche Fernmeldenetz der 
Bundesrepublik Deutschland, wie sie zur Zeit in der Presse dar- 
gestellt werden, ist dem Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen nichts bekannt. 

Die zuständigen amerikanischen Behörden werden von der Bun- 
desregierung auf dem dafür üblichen Wege vom Ergebnis dieser 
Ermittlungen in Kenntnis gesetzt." 

Der Staatssekretärsausschuß hatte in seine Prüfung auch die 
behaupteten Abhormaßnahmen im Fall der Gossner-Missdon 
einbezogen. 


15. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der Flüchtlinge aus der 

Josten DDR in den einzelnen Monaten Januar bis 

(CDU/CSU) Juli dieses Jahres? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. September 1973 


Nach Meldungen der No t au fnahmediensts teilen betrug die Zahl 
der Flüchtlinge aus der DDR in den einzelnen Monaten dieses 
Jahres: 


J anuar 

637 

Mai 

466 

Februar 

428 

Juni 

525 

März 

474 

Juli 

679 

April 

443 
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16. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Beamtenpensiionen in 

Berger vielen Fällen — zum Teil sogar bei Beamten 

(CDU/CSU) des höheren Dienstes — nicht aus reichen, um 

die mit der Unterbringung in einem Alten- 
oder Altenpflegeheim verbundenen Kosten zu 
bestreiten und die betroffenen Ruhestandsbe- 
amten und Beamtenwitwen hinsichtlich der 
durch di© Pension nicht gedeckten Teile der 
Heimkosten auf die Sozialhilfe verwiesen wer- 
den, die sich ihrerseits hinsichtlich der erbrach- 
ten Aufwendungen in vielen Fällen bei den 
Kindern der Ruhestandsbeamten und Beamten- 
wiitwen schadlos hält, und ist die Bundesre- 
gierung bejahendenfalls der Auffassung, daß ^ 
dies mit dem das Beamtenrecht beherrschen- 
den Alimentationsgrundsatz unvereinbar ist, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um in den dar gestellten Fällen zu einer be- 
amtenrechtlich vertretbaren Lösung zu' kom- 
men? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. September 1973 


Es ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der Unterbringung 
von Versorgungsempfängern in Altenheimen aus den verschie- 
densten Gründen Schwierigkeiten auftreten. Diese beruhen zum 
Beispiel darauf, daß freie Plätze in preisgünstigen Altenheimen 
nicht zur Verfügung stehen, die Unterbringung nicht den An- 
sprüchen der Versorgungsempfänger entspricht oder diese den 
verständlichen Wunsch haben, in einem Heim ihrer vertrauten 
Umgebung untergebracht zu werden. Auf Grund von Unter- 
suchungen einiger Länder über die Kostensätze in Altenheimen 
wurde festgestellt, daß die Mindestversorgungsbezüge eines 
Ruhestandsbeamten im allgemeinen für seine Unterbringung 
ausreichen, Schwierigkeiten insbesondere dann jedoch bestehen, 
wenn er mit seiner Ehefrau oder ein Empfänger von Mindest- 
witwengeld untergebracht werden soll. In den Fällen, in denen 
die VersoTgungsbezüge zur Deckung der Heimkosten nicht aus- 
reichen, müssen die Versorgungsempfänger wie jeder andere 
Bürger Sozialhilfe in Anspruch nehmen. 


Es ist Ihnen sicher bekannt, daß ich mich — nicht zuletzt in Ge- 
sprächen mit den Ländern — seit längerem um eine befriedi- 
gende Lösung für wirkliche Notfälle bemühe. Bei Prüfung der 
Frage mit den Ländern ist eine sich aus der Alimentationspflicht 
des Dienstherrn ergebende Rechtspflicht, in den genannten Fällen 
helfend einzugreifen, verneint worden. 


Gleichwohl strebe ich eine Lösungsmöglichkeit an, mit Hilfe der 
Unterstützungsgrundsätze zu einer zufriedenstellenden Regelung 
zu kommen. Meine Bemühungen in dieser Richtung sind noch 
nicht abgeschlossen, über den Fortgang der Angelegenheit gebe 
ich Ihnen gerne Kenntnis. 
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17. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wii.e weit sind die Erörterungen der Bundes- 
regierung bezüglich der Möglichkeit, Sprach- 
kurse für Aussiedler in das Programm der 
Rundfunkanstalten der ARD aufzunehmen, ge- 
diehen, nachdem am 19. Juni 1973 seitens der 
Bundesregierung bekannt gegeben worden 
war, daß Besprechungen zwischen dem Bundes- 
innenminister, dem Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft sowie dem Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung im 
Hinblick auf Vorschläge an die Arbeitsgemein- 
schaft der Rundfunkanstalten aufgenommen 
worden sind? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 26. September 1973 


Ihre in der Fragestunde des Deutschen Bundestags am 11. Mai 
1973 gegebene Anregung, die Möglichkeiten des Rundfunks für 
sprachfördernde Maßnahmen für Aussiedler zu nutzen, ist meiner 
Ankündigung am 19. Juni 1973 entsprechend geprüft worden. 
Diese Prüfung führte zu der Feststellung, daß die Einführung 
einer neuen Sendereihe für Aussiedler innerhalb der ARD mit 
nicht geringen organisatorischen und programmtechni sehen Kom- 
plikationen verbunden sein würde. Dagegen erschien es aus- 
sichtsreicher und erfolgversprechender, auf eine den gestellten 
Anforderungen entsprechende und bereits bestehende Sendung 
des Deutschlandfunks zurückzugreifen. 

Der Deutschlandfunk bietet in seinem Winterprogramm im Rah- 
men seiner Sendungen für Polen auch einen deutschen Sprach- 
kurs an, der an jedem Etonnerstag von 18.45 Uhr bis 19.00 Uhr 
über Mittelwelle (MW 1538 kHz 195 m) ausgestrahlt wird und 
im gesamten Bundesgebiet empfangen werden kann. Dieser auf 
Polen zugeschnittene Sprachkurs entspricht auch den Lernzielen 
der jüngeren Jahrgänge unter den Aussiedlern aus Polen, deren 
mangelnde Beherrschung der deutschen Sprache ein Hindernis 
für eine adäquate berufliche Eingliederung darstellt. 

Aus diesem Grunde habe ich inzwischen den Intendanten des 
Deutschlandfiunks, Herrn Reinhard Appel, gebeten, diesen 
Sprachkursus nicht nur in das Winterprogramm des Senders 
aufzunehmen, sondern ihn das ganze Jahr über auszustrahlen. 
Ich habe Herrn Appel darauf hingewiesen, daß dies sicherlich 
eine gute Hilfe für die Aussiedler in ihrem Bemühen sein würde, 
die deutsche Sprache zu erlernen bzw. deutsche Sprachkennt- 
nisse zu vervollkommnen. 

Sollte der Deutschlandfunk meiner Anregung entsprechen kön- 
nen, würde ich die Aussiiedler aus Polen in geeigneter Form auf 
seine Sprachkurse hinweisen lassen. 

Ich bin gerne bereit, Sie über die Rückäußerung des Intendanten 
des Deutschlandfunks zu gegebener Zeit zu unterrichten. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf Ihre in der Fragestunde 
am 19. Juni 1973 gestellte Frage zurückkommen, 
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„Welche Möglichkeiten man den Spätaussiedlern, die der deut- 
schen Sprache nicht vollkommen mächtig sind und die deswegen 
berufliche Nachteile in Kauf nehmen müssen — das betrifft nicht 
nur Jugendliche, sondern natürlich auch die mittlere Genera- 
tion — , überhaupt anbieten kann." 

Die Bundesregierung hat sich zu diesem Problem bereits mehr- 
fach und sehr eingehend geäußert. Ich verweise auf die Druck- 
sachen VI/1859, VI 20 1 3 und VI/2381. Das Angebot an sprach- 
fördernden Maßnahmen erschien der Bundesregierung seinerzeit 
als ausreichend; das ist es nach meiner Kenntnis auch heute noch. 


18. Abgeordneter 

Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 


Wie setzt sich die „Sachverständigenkommis- 
sion" zusammen, die dem Bundesinnenmini- 
ster vorgeschlagen hat, das Umweltschutzamt 
im Raum Bonn zu errichten, und wer hat 
diese Sachverständigenkommission wann ein- 
berufen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. September 1973 


1. Dem unabhängigen Gremium zur Vorbereitung einer Ent- 
scheidung über den Standort des Umweltbundesamtes gehörten 
als Mitglieder die fünf Abgeordneten des Deutschen Bundestags 


Herr Klaus Konrad 
Herr Rudolf Walther 

Herr Dr. Herbert Gruhl 
Herr Dr. Erich Riedl 


Herr Dr. Burkhard Hirsch 


vorgeschlagen von der 
SPD-Fraktion 

vorgeschlagen von der 
CDU/CS U-Fraktion 

vor ge sch lagen von der 
FDP-Fraktion 


die fünf Mitglieder des Rates von Sachverständigen für Umwelt- 
fragen 

Herr Professor — Vorsitzender 

Dr. Karl-Heinrich Hansmeyer des Rates 

Herr Dr. Rüdiger Goeb 

Herr Professor Dr.-Ing. Dr. rer. nat. e. h. 

Heinrich Schackmann 

Herr Professor Dr. med. Gerhard Lange 

Herr Professor Dr. Ing. Hermann Nebelung 

sowie der Vizepräsident des Bundesrechnungshofes, Herr Josef 
Selbach, an. 


14 


An der Sitzung des Gremiums am 30. Juli 1973, auf der die 
Empfehlung ausgesprochen wurde, konnte Herr Professor Nebe- 
lung aus Krankheitsgründen nicht teilnehmen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1014 


2. Die Mitglieder des unabhängigen Gremiums zur Vorberei- 
tung einer Entscheidung über den Standort des Umweltbundes- 
amtes habe ich unter dem 10. Juli 1973 berufen. 


19. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel und welche Waffen (Zahlen und Ar- 
ten) sind jeweils in den Jahren 1967 bis 1972 
durch Einbrüche und Diebstähle bei der Bun- 
deswehr, Bundesgrenzschutz, Polizei und alli- 
ierten Streitkräften entwendet worden, und 
wieviel von diesen gestohlenen Waffen konn- 
ten im Zuge der Aufklärung dieser Diebstähle 
sichergestellt werden? 


20. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Munition und Sprengstoff (Zahlen und 
Arten) sind jeweils in den Jahren 1967 bis 
1972 durch Einbrüche und Diebstähle bei der 
Bundeswehr, dem Bundesgrenzschutz, der Po- 
lizei und den alliierten Streitkräften entwen- 
det worden, und wieviel davon konnte im 
Zuge der Aufklärung dieser Diebstähle s.icher- 
gestellt werden? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 19. September 1973 


Waffen-, Munitions- und Sprengstoffdiebstähle bei der Bundes- 
wehr, dem Bundesgrenzschutz, der Polizei, den alliierten Streit- 
kräften und sonstigen Behörden werden seit Juli 1972 im Rah- 
men des umfassenden Meldedienstes statistisch erfaßt, der von 
der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminalämter mit 
dem Bundeskriminalamt beschlossen wurde. Aus der davor lie- 
genden Zeit stehen der Bundesregierung nur Zahlen über die 
bei der Bundeswehr und dem Bundesgrenzschutz ermittelten 
Diebstähle zur Verfügung. Grundlage der Zahlenangaben sind 
insoweit Verlustmeldungen der Truppe bzw. der Einheiten des 
Bundesgrenzschutzes. 

Auf Grund des vorerwähnten Meldedienstes läßt sich feststellen, 
daß auf den militärischen und behördlichen Bereich lediglich ein 
Fünftel der Gesamtdiebstähle entfällt. 

Beigefügt übersende ich Zusammenstellungen der Diebstähle und 
Sicherstellungen 

1. für den Zeitraum von 1967 bis Juni 1972 bei Bundeswehr und 
Bundesgrenzschutz, 

2. für das zweite Halbjahr 1972 und das erste Halbjahr 1973 bei 
Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, Polizei, alliierten Streit- 
kräften und sonstigen Behörden. Von Zahlenangaben über 
Sicherstellungen wurde hier abgesehen, da sie im Rahmen 
des Meldedienstes für den zivilen militärischen und behörd- 
lichen Bereich nur insgesamt ausgewiesen sind. 
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1. Waffen-, Munitions- und Sprengstoffverluste im Zeitraum 
1967 bis 1971 bei Bundeswehr und Bundesgrenzschutz 


Gegenstand 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

insgesamt 

Kriegswaffen 

Maschinengewehre 
— Verluste 

3 


2 

5 

2 

12 

— Sicherstellungen 

— 

— 

— 

— 

2 

2 

Maschinenpistolen 
— Verluste 

41 

32 

24 

53 

35 

185 

— Sicherstellungen 

— 

2 

4 

1 

6 

13 

Schnellfeuergewehre 
— Verluste 

80 

86 

83 

87 

307 

643 

— Sicherstellungen 

— 

5 

14 

6 

220 

245 

Panzerfäuste 
— Verluste 

4 

1 

5 

4 


14 

— - Sicherstellungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sidewtinder 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

Bordkanone 

1 

— i 

— 

— 

— 

1 

Pistolen, Revolver 

Pistolen 
— Verluste 

153 

194 

130 

220 

167 

864 

— - Sicherstellungen 

— 

11 

32 

10 

48 

101 

Signalpi stalen 
— Verluste 

19 

33 

49 

48 

34 

183 

— Sicherstellungen 

— 

1 

11 

4 

1 

17 

Munition 

Piistolenmunition 
— - Verluste 

9897 

24998 

16208 

3096 

14259 

68558 

— - Sicherstellungen 

— 

90 

10097 

425 

4249 

14861 

Gewehrmunition 
— Verluste 

6606 

8931 

15636 

19730 

11487 

62390 

— Sicherstellungen 

— 

1108 

11689 

1971 

3251 

18019 

Signalmunition usw. 

— - Verluste 

646 

285 

623 

634 

1517 

3705 

— - Sicherstellungen 

— 

— 

110 

— 

5 

115 

Spreng- und Zündmittel 

Handgranaten 
— Verluste 

7 

33 

57 

48 

54 

199 

— Sicherstellungen 

— 

2 

14 

1 

7 

24 

Minen 
— Verluste 

20 




10 

30 

— Sicherstellungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sprengmittel (in kg) 

— Verluste 

11,9 

90,5 

17,2 

26,2 

24,0 

169,8 

— Sicherstellungen 

— 

27,0 

2,8 

4,1 

1,2 

35,1 

Sprengschnur (in m) 

— Verluste 




80,0 

27,5 

107,5 

— Sicherstellungen 

— 

— 

- 

— 

— 

— 

Zündmittel 
— Verluste 

325 

690 

498 

437 

935 

2885 

— Sicherstellungen 

— 

10 

7 

35 

170 

222 
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2. Waffen, Munitions- und Sprengstoffverluste im Zeitraum 
vom 1. Januar 1972 bis zum 30. Juni 1973 bei Bundeswehr, 
Bundesgrenzschutz, Polizei, alliierten Streitkräften und son- 
stigen Behörden 


Gegenstand 

1. Halbjahr 
1972 

(Bundeswehr und 
Bundesgrenzsch.) 

2. Halbjahr 

1972 

1. Halbjahr 

1973 

insgesamt 

Kriegswaffen 





Maschinengewehre 

— 

14 

7 

21 

Maschinenpistolen 

4 

41 

24 

69 

Schnellfeuergewehre 

25 

64 

58 

147 

Panzerabwehrgeräte 

— 

3 

— 

3 

Panzerbüchsen 

— 

1 

— 

1 

Karabiner 

— ■ 

10 

3 

13 

Pistolen, Revolver 

27 

169 

238 

434 

Leucht- und Signalpistolen 

14 

24 

36 

74 

Jagdwaffen 

— 

6 

10 

16 

Kleinkaliberwaffen 





KK-Pistolen und Revolver 

— 

4 

4 

8 

KK -Gew ehre 

— 

13 

14 

27 

Luftgewehre und -pistolen 

— 

4 

1 

5 

Munition 





Pistolenmunition 

1341 

9687 

25789 

36817 

Gewehrnuinition 

3067 

18854 

106592 

128513 

KK-Munition 

— 

14147 

38170 

52317 

Leucht- und Signa lmuni tion 

539 

272 

323 

1134 

Luft gewehrmunition 

— 

10000 

50000 

60000 

Jagdmunition 

— 

5160 

900 

6060 

Übungsgranaten und Munition 

250 

— 

250 

500 

Spreng - und Zündmittel 





Handgranaten 

23 

40 

Zahlen liegen 


Minen * 

Sprengmittel (in kg) 

Sprengschnur (in m) 

Zündmittel 

18,2 

36 

267 

22,9 

64 

366 

noch nicht vor. 
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21. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der im Auftrag des Bundesministeriums 
des Innern durchgeführten Untersuchungen der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz, 
daß die etwa 10 000 Motorboote auf dem 
Bodensee entgegen der bisher vertretenen 
und kaum bestrittenen Auffassung nicht zu- 
erst dafür verantwortlich zu machen seien, 
daß auf dem Seegrund große Mengen von 
Kohlenwasserstoffen lagern (nach Meinung 
des Staatlichen Instituts für Seenforschung 
und Seenbewirtschaftung in Langenargen sol- 
len es über 600 Tonnen unverbrauchten Mine- 
ralöls sein), und welche Konsequenzen könn- 
ten sich hieraus für eine umweltfreundliche 
Regelung des Motorbootverkehrs auf dem 
Bodensee ergeben? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. September 1973 


Von der Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz im Auf- 
trag des Bundesministeriums des Innern durchgeführte Unter- 
suchungen haben u. a. ergeben, daß Kohlenwasserstoffe, soweit 
sie in einem Gewässer nachgewiesen werden, sowohl aus 
Mineralölprodukten bestehen können, die mit Abwässern oder 
durch die Schiffahrt in das Gewässer gelangt sind, als auch auf 
eine Neubildung durch Mikroorganismen im Verlauf biologischer 
Vorgänge zurückgeführt werden können. Einfache Kohlewasser- 
stoff-Bestimmungen ohne nachfolgende, allerdings schwierige 
Bilanz der Herkunft sagen daher über die Quellen sowie die 
Größe der Ölbelastung des Gewässers nichts Sicheres aus. Die 
Bundesanstalt zweifelt nicht daran, daß ihre eingehenden Unter- 
suchungen in Oberflächengewässern auch für den Bodensee gel- 
ten; zur Frage des. Anteils der Motorboote an der Ölverschmut- 
zung des Bodensees hat die Bundesanstalt nicht Stellung ge- 
nommen. 

Das baden-württembergische Ministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Umwelt teilte mit, daß sich die Anteile an Mine- 
ralölprodukten in den Sedimenten des Bodensees nicht eindeutig 
von anderen aus biologischen Abbauvorgängen stammenden 
Anteilen an Kohlenwasserstoffen abgrenzen lassen, daß aber in 
Bälde dank ergänzender Analysentechniken konkretere Anga- 
ben über die Herkunft der Kohlenwasserstoffe möglich sein 
werden. 

Unabhängig vom konkreten Anteil, den die Motorboote an den 
auf dem Seeboden liegenden unverbrauchten Mineralölresten 
haben oder haben können, ist das baden-württembergische Mini- 
sterium nach wie vor der Ansicht, daß eine Beschränkung der 
Zulassung von Motorbooten auf dem Bodensee sich im Interesse 
der Reinhaltung des Bodensees und wegen weiterer, sich aus 
einem zunehmenden Motorbootverkehr ergebender Beeinträch- 
tigungen der Umwelt als notwendig erweisen kann. 

Die sich daraus gegebenenfalls ergebenden Regelungen können 
nur gemeinsam und im Einvernehmen von den Uferstaaten des 
Bodensees getroffen werden. Es ist jedoch in erster Linie Sache 
der beteiligten Länder Baden-Württemberg und Bayern, die 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1014 


Gegebenheiten und Erfordernisse zu beurteilen und Maßnahmen 
in die Wege zu leiten. Ich bin bereit, die Bemühungen der Län- 
der zu unterstützen, um schädliche Beeinträchtigungen der Was- 
sergüte und der Umwelt, die auf den Motorbootverkehr zurück- 
zuführen sind, einzuschränken oder zu unterbinden. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auch auf die Antworten 
zu den schriftlichen Fragen der Herren Kollegen Dr. Rinders- 
pacher und Gnädinger zur „Beschränkung des Motorbootver- 
kehrs auf dem Bodensee" (Drucksache VI/3313 und Stenographi- 
scher Bericht der 181. Sitzung des Deutschen Bundestags am 
14. April 1972, S. 10569/70). 


22. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um die Beamtenge- 
hälter und Beamtenpensionen an die allge- 
meine Einkommensentwicklung des Jahrs 1973 
anzupassen, nachdem die auf Grund des Ent- 
wurfs des Zweiten Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetzes geleisteten Zahlungen nur einer 
durchschnittlichen Anpassung von 7,2 v. H. 
entsprechen, das effektive Durchschnittsein- 
kommen der unselbständig Tätigen jedoch 
nach Feststellungen des Bundeswirtschafts- 
ministeriums in diesem Jahr um mehr als 
11,5 v. H. über dem des Vorjahrs liegt und 
die um 7 v. H. gestiegenen Verbraucherpreise 
zu einer nicht unerheblichen Schmälerung des 
Realeinkommens im öffentlichen Dienst ge- 
führt haben? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 25. September 1973 


Zunächst möchte ich festhalten, daß der von Ihnen genannte 
Vomhundertsatz einer durchschnittlichen Anpassung für 1973 
nichts Endgültiges über die Einkonimensverbesserung im Jahr 
1973 aussagt. Zusätzlich müssen noch die Verbesserungen be- 
rücksichtigt werden, die durch schon früher beschlossene gesetz- 
liche Maßnahmen sich im Jahr 1973 auswirken. Ich erwähne in 
diesem Zusammenhang den Wegfall der Sätze der Ortsklasse A 
zum 1. Januar 1973 und die Verbesserungen, die durch die 
zweite Stufe der Zulagenregelung' im Bundesbereich im zweiten 
Halbjahr 1972 eingetreten sind und die auch das Jahreseinkom- 
men 1973 entsprechend beeinflussen. Nach vorläufigen Schätzun- 
gen meines Hauses liegen die Einkominens.verbesserungen für 
den gesamten öffentlichen Dienst bei etwa 9 v. H. 

Besondere gesetzliche Anpassungsmaßnahmen sind nicht . vorge- 
sehen. Die Bundesregierung hat jedoch, wie bekannt ist, die 
Absicht, in Kürze den Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung der 
jährlichen Sonderzuwendung für Beamte, Richter, Soldaten und 
Vers.orgungseinpfänger vorzulegen, in dem bereits für 1973 die 
Anhebung der Sonderzuwendung auf ein volles 13. Monatsge- 
halt sowie die Erhöhung des Sonderbetrags für Kinder auf 
50 DM vorgesehen ist. Die Erhöhung bewirkt eine Einkommens- 
Verbesserung um durchschnittlich 2,6 v. H. 
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23. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung auch der Auffassung, 
daß die türkischen Arbeitnehmer der Ford- 
Werke in Köln, die ihre deutschen Kollegen 
am Verlassen des Betriebs hindern wollten 
und dabei mit Knüppeln und Latten auf sie 
einschlugen, unverzüglich auszuweisen sind, 
um unmißverständlich klar zu machen, daß 
Gewalt und Gewaltandrohung unter keinen 
Umständen als Mittel der Überzeugung ande- 
rer in Frage kommen oder auch nur geduldet 
werden könnten, und welche Folgerungen 
wird die Bundesregierung aus der Wühl- und 
Hetztätigkeit der kommunistischen Agitatoren 
unter den ausländischen Arbeitnehmern zie- 
hen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 4. Oktober 1973 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß Gewalt und 
Gewaltandrohung in unserem freiheitlichen demokratischen 
Rechtsstaat gesetzwidrig sind und unter keinen Umständen ge- 
duldet werden dürfen. 

Der Vollzug des Ausländergesetzes obliegt den Ländern. Die 
Behörden des Landes Nordrhein- Westfalen haben daher in eige- 
ner Zuständigkeit und Verantwortung zu entscheiden, ob und 
gegebenenfalls welche ausländerrechtlichen Maßnahmen gegen 
solche Ausländer ergriffen werden sollen, die im Zusammen- 
hang mit den wilden Streiks bei den Fordwerken in Köln ge- 
walttätig in Erscheinung getreten sind. 

Den Sicherheitsbehörden liegen keine Erkenntnisse darüber vor, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland tätige Gruppen aus- 
ländischer Kommunisten bei den wilden Streiks in nennens- 
wertem Umfang Wühl- oder Hetztätigkeit betrieben haben. Die 
Agitatoren unter den ausländischen Arbeitnehmern waren nach 
den Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden fast durchweg rnaoi- 
stisch ausgerichtet. Diie Sicherheitsbehörden beobachten kom- 
munistische Personen und Gruppen, aber auch die Aktivitäten 
anderer ausländischer Extremisten oder Extremistengruppen 
aufmerksam, und zwar unabhängig davon, ob es sich um links- 
oder rechtsradikale Bestrebungen handelt. Die Bundesregierung 
wird nicht zögern, die rechtlich zulässigen Maßnahmen zu treffen, 
wenn diese sachlich geboten sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


24. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die öffentlich bekannte Existenz der Zentral- 
stelle in Salzgitter, über die Beweissicherung 
hinaus, auf einen Teil der Grenzsicherungs- 
kräfte der „DDR" auch abschreckend wirkt 
und so für manchen Flüchtling von lebens- 
rettender Bedeutung ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 13. September 1973 


Bei Errichtung der Zentralen Erfassungsstelle der Landesjostiz- 
verwaltungen in Salzgitter — Bad waren die Beteiligten der Auf- 
fassung, daß die Tätigkeit dieser Stelle auch eine abschreckende 
Wirkung auf die im Grenzidienst der DDR eingesetzten Siche- 
nungskräfte auslösen würde. 

Eindeutige und jederzeit nachprüfbare Erkenntnisse darüber, 
in welchem Maße eine abschreckende Wirkung tatsächlich erzielt 
wird, liegen verständlicherweise nicht vor. 


25. Abgeordneter 
Augstein 
(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung bei freifinanzier- 
ten Wohnungen eine Abänderung des Geset- 
zes über den Kündigungsschutz dahin gehend, 
daß der Vermieter Kostenerhöhungen jeder 
Art, die er nicht zu vertreten hat (z. B. Er- 
höhung des Hypothekenzinses), sofort an die 
Mieter weitergeben darf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 24. September 1973 


Wie der Bundeskanzler in der Regierungserklärung angekündigt 
hat, wird die Befristung des Wahnraumkündigungsschutzge- 
setzes, das nach noch geltendem Recht am 31. Dezember 1974 
außer Kraft treten würde, überprüft. Die Prüfung erstreckt sich 
auch darauf, ob und wie die Regelungen dieses Gesetzes nach 
den Erfahrungen der Praxis, die in der Zwischenzeit gemacht 
worden sind, bei einer Aufhebung oder Verlängerung der Be- 
fristung geändert werden müssen. In diese Erörterungen ist das 
in Ihrer Frage angesprochene Problem der Erhöhungen der 
Hypothekenzinsen einbezogen. Das Problem taucht übrigens 
nicht nur bei frei finanzierten Wohnungen, sondern auch bei 
Altbauten auf, z. B. wenn zur Modernisierung Kredite aufge- 
nommen worden sind. 


26. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der Re- 
form des Ehe- und Familienrechts auf Grund 
der Erfahrungen mit dem im Nicht ehelichen- 
gesetz eingeführten Regelunterhalt entspre- 
chende Regelungen auch für Kinder getrennt 
lebender und geschiedener Eltern zu über- 
nehmen, und erwägt die Bundesregierung an- 
gesichts der nicht eingetretenen Erleichterun- 
gen und Vereinfachungen im Verfahren bei 
der Festsetzung und Neufestsetzung des Un- 
terhalts nichtehelicher Kinder Unterhaltsvor- 
schußkassen zur Durchsetzung von Unterhalts- 
ansprüchen gegen unterhaltsverpflichtete Vä- 
ter von Kindern aus geschiedenen und ge- 
trennten Ehen wie nichtehelichen Kindern ein- 
zuführen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 19. September 1973 

Die Bundesregierung hat unter Berücksichtigung der prakti- 
schen Erfahrungen, die mit dem für nichteheliche Kinder einge- 
führten Regelunterhalt gesammelt worden sind, davon abge- 
sehen, in dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform des 
Ehe- und Familienrechts die Erstreckung der für nichteheliche 
Kinder bestehenden Unterhaltsregelung auf eheliche Kinder ge- 
trennt lebender oder geschiedener Eltern vorzuschlagen. Wegen 
der dafür maßgebenden Gründe darf ich auf die Begründung zu 
Artikel 1 Nr. 19 (§ 1629 BGB) des Entwurfs — Drucksache 7/650 
S. 174 f. — sowie auf die Antwort auf Ihre schriftliche Frage 
vom 20. Juli 1973 Bezug nehmen. Die Frage der Einbeziehung 
ehelicher Kinder in die für nichteheliche Kinder geltende Rege- 
lung ist damit nicht endgültig verneint. Es ist jedoch zu beden- 
ken, daß der gemäß § 1615 f. BGB festgesetzte Regelbedarf, der 
die Grundlage für die Berechnung des Regelunterhalts bildet, 
auf die bei nichtehelichen Kindern typischen Verhältnisse abge- 
stellt ist. In Anbetracht der bei ehelichen Kindern oft anders 
gelagerten tatsächlichen Verhältnisse (z. B. Vorhandensein meh- 
rerer Kinder, Zusammentreffen ihrer Unterhaltsansprüche mit 
dem des geschiedenen Ehegatten, höhere als nur „einfache" 
Lebenshaltung der Eltern) würde wahrscheinlich noch häufiger 
als bei nichtehelichen Kindern ein Abweichen vom „Regelunter- 
halt" erforderlich sein, wodurch diese Bezeichnung ihren Sinn 
und die gesetzliche Regelung ihren Zweck verlieren könnten. 

Das für nichteheliche Kinder geltende System könnte im übrigen 
jedenfalls nicht unverändert auf Kinder geschiedener oder ge- 
trennt lebender Eltern erstreckt werden. Es bedürfte sowohl im 
materiellen Recht wie auch im Verfahrensrecht wesentlicher Än- 
derungen gegenüber der für n-ichteheliche Kinder geltenden 
Regelung. Eine Vereinfachung und wirksame Verbesserung 
ließe sich durch die Einführung des Regelunterhalts für „Schei- 
dungswaisen" kaum erreichen. Deshalb soll zunächst untersucht 
werden, ob es sich im Rahmen einer Gesamtreform des Unter- 
haltsrechts empfiehlt, das System des Regelunterhalts und der 
auf Regelunterhalt oder Regelunterhalt mit Zuschlag oder Ab- 
schlag lautenden Titel (§§ 642, 642 d ZPO) in seiner gegenwärti- 
gen Form belzubehcilton und gegebenenfalls in modifizierter 
Form auf eheliche Kinder zu erweitern oder ob sich insbesondere 
das Ziel der Anpassung von Unterhaltstiteln an die allgemeine 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten und der Einkommen nicht 
auf andere Weise einfacher und zweckmäßiger erreichen ließe. 
Um eine auch die Unterhaltsansprüche Erwachsener umfassende 
Gesamtlösung zu finden, ist besonders daran zu denken, die 
Anpassung der Unterhaltstitel ähnlich wie in Schweden durch 
eine „Dynamisierung" der Unterhaltsrenten herbeizuführen. In 
Schweden erhöhen oder vermindern sich die in vollstreckbaren 
Unterhaltstiteln festgelegten Unterhaltsbeiträge kraft Gesetzes 
um den gleichen Prozentsatz wie der in der Sozialversicherung 
festgesetzte Grundbetrag, wodurch ein besonderes gerichtliches 
oder behördliches Verfahren zur Neufestsetzung des Unterhalts 
vermieden wird. Im Rahmen der beabsichtigten Reform unseres 
Unterhaltsrechts s.oll ferner versucht werden, in das Gesetz 
Maßstäbe für die Unterhaltsbemessung aufzunehmen, um die 
Festsetzung des im Einzelfall „angemessenen" Unterhalts zu 
erleichtern und zu vereinheitlichen. Mit einer solchen Lösung 
könnte auch den Interessen der Kinder getrennt lebender oder 
geschiedener Eltern wahrscheinlich besser entsprochen werden 
als durch die Einführung eines Regelunterhalts. 
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Das im Hinblick auf eine Gesamtreform des Unterhaltsredits 
weiter gesteckte Ziel rechtfertigt es nach Auffassung der Bun- 
desregierung, im gegenwärtigen Zeitpunkt von der Einführung 
eines Regelunterhalts für eheliche Kinder abzusehen. Sie würde 
die ohnehin mit vielen Problemen beladene Reform des Eherechts 
zusätzlich belasten und vielleicht verzögern und erscheint inso- 
fern nicht dringlich, als sich materiell die Höhe des einem Kind 
zu gewährenden Unterhalts unabhängig von der verfahrensrecht- 
lichen Frage, ob ihm ein- bezifferter Betrag oder ein „Regel- 
unterhalt' 1 (gegebenenfalls mit Zuschlag) zugesprochen wird, für 
eheliche wie für nichteheliche Kinder nach denselben gesetz- 
lichen Vorschriften bestimmt. 

Die Einrichtung von sogenannten Unterhaltsvorsehußkassen für 
Kinder, die bei einem alleinstehenden Elternteil leben, ist eine 
der erwägenswerten Möglichkeiten zur Unterhaltssicherung. 
Spätestens im Zusammenhang mit der Reform des Unterhalts- 
rechts wird zu klären sein, ob diese Möglichkeit verwirklicht 
werden kann. Mit den Vorarbeiten ist das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit befaßt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


27. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Freigren- 
zen für Abgaben beim Weiihnachts- und Ur- 
laubsgeld zum Abbau der Steuerprogression 
und Verbesserung des dem Arbeitnehmer 
verbleibenden Anteils angemessen zu erhö- 
hen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 17. September 1973 

Die Bundesregierung wird den Gesetzentwurf zur Reform des 
Einkommensteuer- (Lohnsteuer-) rechts voraussichtlich im Okto- 
ber 1973 verabschieden. In dem Entwurf wird die Bundesregie- 
rung u. a. Maßnahmen vorschlagen, die die Steuerbelastung 
verringern und eine Entlastung im unteren und mittleren Ein- 
kommensbereich bringen werden. Die Bundesregierung hat 
folgende Beschlüsse gefaßt: 

Anhebung des Grundfreibetrags auf 3000 DM/6000 DM (Ledige/ 
Verheiratete) und Erweiterung der Proportionalzone auf 16 000 
DM/32 000 DM (Ledige/Verheiratete), 

Erhöhung der Sonderausgaben — Höchstbeträge auf 5400 DM/ 
10 800 DM (Ledige/Verheiratete), 

grundlegende Verbesserung des Kinderlastenausgleichs (Gewäh- 
rung eines Kindergelds von 50 DM für das erste Kind, 70 DM 
für das zweite Kind, je 120 DM für das dritte und jedes weitere 
Kind), 

Erhöhung des Arbeitnehmerfreibetrags auf 600 DM (er wird 
künftig mit 22°/o von der Steuerschuld abgezogen). 

Beim Weihnachtsfreibetrag wurde jedoch keine Änderung vor- 
geschlagen. 
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Gegen umfangreiche Steuererleichterungen für das Weihnachts- 
und Urlaubsgeld, wie sie Ihnen offenbar vorschweben, bestehen 
erhebliche Bedenken. Weihnachts- und Urlaubsgelder gehören 
zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, die der Ein- 
kommen- bzw. Lohnsteuer unterliegen. Eine Steuerfreiheit käme 
nur denjenigen Arbeitnehmern zugute, die diese Zahlungen von 
ihrem Arbeitgeber erhalten. Es würde also auf diese Weise nur 
ein Teil der Arbeitnehmer begünstigt. Die Bundesregierung ist 
aber der Auffassung, daß alle Arbeitnehmer in den unteren und 
mittleren Einkommensgruppen steuerlich entlastet werden soll- 
ten. 

Außerdem könnte der von Ihnen ins Auge gefaßte Schritt Forde- 
rungen zur Folge haben, auch andere Leistungen der Arbeitgeber 
wie Gratifikationen, Tantiemen oder Prämien steuerfrei zu stel- 
len. Vor allem könnte die Regelung auch dadurch mißbraucht 
werden, daß steuerpflichtige Lohn- und Gehaltsteile in Weih- 
nachts- oder Urlaubszuwendungen umgewandelt würden. 

Diese Bedenken haben den Gesetzgeber bereits im Jahr 1960 
bewogen, die Steuerfreiheit der Weihnachtszuwendungen in 
Höhe bis zu 100 DM aufzugeben und einen Weihnachtsfreibetrag 
von 100 DM unabhängig davon zu gewähren, ob ein Arbeit- 
nehmer tatsächlich ein Weihnachtsgeld bekommt. 


28. Abgeordneter 

Lenzer 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung getan bzw. ge- 
denkt sie zu unternehmen, um für die deut- 
schen Arbeitnehmer bei den alliierten Streit- 
kräften eine Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen und gleiche Anwendung des Personal- 
vertretungsgesetzes wie bei den Zivilbedien- 
steten der Bundeswehr zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 11. September 1973 

Die Bestimmungen für deutsche Arbeitnehmer bei den Statiorrie- 
rungsstreitkräften gehen von der Geltung des für die zivilen 
Bediensteten der Bundeswehr maßgebenden deutschen Rechts 
aus. Die Anwendung des deutschen Arbeitsrechts ist jedoch z. B. 
aus Sicherheitsgründen auf gewissen Gebieten eingeschränkt. 

Am 21. Oktober 1971 haben die Bundesregierung und die Ent- 
sendestaaten nach langwierigen und schwierigen Verhandlungen 
das Abkommen zur Änderung des Zusatzabkommens vom 3. Au- 
gust 1959 zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordat- 
lantikvertrags über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich 
der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländi- 
schen Truppen unterzeichnet. Mit Wirksamwerden dieses Ab- 
kommens wird die Rechtsstellung der Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften, insbesondere im Bereich des Perso- 
nalvertretungsrechts, dem deutschen Arbeitsrecht weiter ange- 
paßt. So werden die Arbeitnehmer z. B. einen Hauptpersonal- 
rat erhalten. 

Dem Anliegen der Arbeitnehmer auf Verbesserung ihres sozialen 
Status hat die Bundesregierung durch den am 31. August 1971 
zwischen dem Bund und den Gewerkschaften abgeschlossenen 
Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften im Gebiet der Bundesrepublik 
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Deutschland Rechnung getragen. Der Tarifvertrag ist mit Wir- 
kung vom 15. April 1971 in Kraft getreten. Er findet auf Arbeit- 
nehmer Anwendung, deren Entlassung durch eine aus militäri- 
schen Gründen erforderliche organisatorische Umgruppierung 
der verbündeten Streitkräfte bedingt ist. Die vereinbarten Maß- 
nahmen und Leistung sollen dem betroffenen Personenkreis die 
Wiedereingliederung in den Arbeitsprozeß erleichtern. Für Ar- 
beitnehmer, die nach längerer Beschäftigungszeit bei den Streit- 
kräften und im vorgerückten Alter ihren Arbeitsplatz wechseln 
müssen, sind Überbrückungsbeihilfen vorgesehen. Die Ansprüche 
der Arbeitnehmer aus diesem Vertrag richten sich gegen den 
Bund. 

Einer erneuten Prüfung der Rechte der Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften im Hinblick auf die uneingeschränkte 
Anwendung des Personalvertretungsgesetzes wird die Bundes- 
regierung erst nähertreten können, wenn das im Entwurf vor- 
liegende Gesetz zur Neufassung des Bundespersonalvertretungs- 
gesetzes. verabschiedet ist und nachdem ausreichende praktische 
Erfahrungen mit der jetzt vereinbarten Neuregelung gewonnen 
werden konnten. 


29. Abgeordneter 

Dr. Hauser 

(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Welcher Betrag entfällt von den im Bundes- 
haushalt 1973 bei Kapitel 08 07 Titel 67102 
zur Beseitigung ehemaliger Westwallanlagen 
veranschlagten 700 000 DM auf Baden-Würt- 
temberg, und kann diese Summe notfalls 
durch Zuweisung weiterer Mittel aufgestockt 
werden, um zumindest noch bestehende, be- 
reits 1966 durch eine Fachkommission als 
außerordentliche Gefahrenquellen festgestell- 
te, Bunkerruinen der Dringlichkeitsstufe I und 
II schleifen und auch Überreste dieser frühe- 
ren Befestigungslinie abtragen zu können, 
die aus Gründen des Gewein wohls, wie Er- 
weiterung von B^bauungsgebieten, Schaffung 
neuer Verkehrsverbindungen, entfernt werden 
müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 11. September 1973 

Von den im Bundeshaushalt 1973 bei Kapitel 08 07 Titel 671 02 
zur Beseitigung ehemaliger Westwallanlagen veranschlagten 
700 000 DM entfallen auf ehemalige Anlagen in Baden-Würt- 
temberg 100 000 DM. Der im Bundeshaushalt veranschlagte 
Gesamtbetrag wurde bereits im Juli 1973 um 300 000 DM auf- 
gestockt. Davon entfallen auf Baden-Württemberg 150 000 DM. 

Im übrigen bemerke ich zu Ihrer Anfrage noch folgendes: 

Sämtliche der 1966/1967 festgestellten Gefahrenstellen und eine 
Vielzahl später entstandener bzw. bekanntgewordeneT Gefah- 
renstellen an Anlagen des ehemaligen Westwalls in Baden- 
Württemberg sind inzwischen beseitigt worden. Es handelt sich 
dabei um 640 Objekte, für die rund 450 000 DM aufgewendet 
worden sind. Allerdings wurde die Gefahrenstellenbeseitigung 
nur im jeweils erforderlichen Umfang durchgeführt, also nicht 
in jedem Fall durch Schleifung der ehemaligen Anlagen. Auch 
sov<7eit in* dem seinerzeit festgelegten II. Beseitigung&programm 
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die Beseitigung von ehemaligen Westwallanlagen in Baden- 
Württemberg aus übergeordneten Gesichtspunkten vorgesehen 
worden war, wurde das Programm nach Maßgabe der zur Ver- 
fügung stehenden Haushaltsmittel zügig abgewickelt. Insgesamt 
wurden dafür bisher rund 1,5 Millionen DM aufgewendet. 


Ist die Bundesregierung, da nach Zeitungsbe- 
richten erst für das Jahr 1976 höhere Freibe- 
träge im Rahmen der Einkommensteuer ange- 
kündigt sind, bereit, wenn die konjunkturelle 
Entwicklung es erlauben sollte, die Anpassung 
der Freibeträge an die inflatorische Entwick- 
lung schon früher vorzunehmen, um die in- 
zwischen eingetretenen sozialen Härten zu 
beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 17. September 1973 

Die Bundesregierung wird die Gesetzentwürfe zum Dritten 
Steuerreformpaket, die auch eine Reform des Einkommensteuer- 
und Lohnsteuerrechts enthalten, voraussichtlich im Oktober 1973 
verabschieden. Das Parlament kann dann in der ersten Hälfte 
des nächsten Jahrs seine Beschlüsse dazu fassen, so daß die 
Steuerreform schon im Jahr 1975 und nicht erst wie Sie ver- 
muten, im Jahr 1976 in Kraft treten kann. 


30. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Pieroth 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbe- 
sondere Erwerbsgeminderte, die einen Nach- 
laß auf die Kfz-Steuer beanspruchen können, 
durch das Hineinwachsen in die Progressions- 
stufe des Steuertarifs ihre Begünstigung in zu- 
nehmendem Maße einbüßen, ohne daß sich 
ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhöht, 
und was gedenkt die Bundesregierung gegen 
diese Fehlentwicklung zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 17. September 1973 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß zahlreichen Körperbehin- 
derten infolge von Einkommensverbesserungen die Kraftfahr- 
zeugsteuer nicht mehr in dem früheren Umfang erlassen wird. 
Die Bundesregierung wird voraussichtlich im Oktober dieses 
Jahrs den Entwurf eines neuen Kraftfahrzeugsteuergesetzes ver- 
abschieden. Danach soll ab 1. Januar 1975 die Kraftfahrzeug- 
steuervergünstigung für Körperbehinderte nicht mehr von den 
wirtschaftlichen Verhältnissen des Steuerpflichtigen abhängig 
sein. 


32. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Wie verträgt sich die Schaffung eines neuen 
Referats in der politischen Grundsatzabteilung 
des Bundesfinanzministeriums „für Sonderauf- 
gaben auf dem Gebiet der Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik" mit dem vom Bundesfinanz- 
minister selbst herbeigeführten Kabinettbe- 
schluß, daß im Haushaltsjahr 1973 neue Stel- 
len nicht geschaffen werden sollen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 12. September 1973 

Für die Bildung des neuen Referats in der Abteilung 1 (Grund- 
satztragen der Finanzpolitik, Finanzbeziehungen zu den Ländern 
und Gemeinden) des Bundes! inanzministei iums werden zusätz- 
liche Stellen nicht benötigt, da die Steilenbesetzung mit Hilfe 
von Planstellen vorgenommen wird, die das Bundesfinanzmini- 
sterium an anderer Stelle einspart. Es besteht also kein Wider- 
spruch zu dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 27. Oktober 
1972, nach dem die im Entwurf des Haushaltsgesetzes 1972 vor- 
gesehenen Planstellen Stellen im Bundeshaushalt 1973 in keinem 
Einzelplan vermehrt werden soll. 


33. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


Was versteht der Bundesfinanzminister unter 
der Aufgabenabgrenzung „für Sonderaufgaben 
auf dem Gebiet der Finanz- und Wirtschafts- 
politik", für das das neue Referat geschaffen 
worden ist, und mit wieviel Stellen soll das 
neue Referat auf Dauer ausgestattet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 12. September 1973 


Wie die Bezeichnung „Referat für Sonderaufgaben auf dem Ge- 
biet der Finanz- und Wirtschaftspolitik" besagt, hat das neue 
Referat die Aufgabe, Spezialprobleme auf dem Gebiet der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik zu bearbeiten. Das Referat wird 
mit einem Referenten und zwei Sachbearbeitern besetzt. 


34. Abgeordneter 
Wüster 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob dem 
Kölner Bankhaus J. Ryan KG am 15. Juni 1973 
vom Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
die Erlaubnis zum Betreiben von Kreditge- 
schäften entzogen worden war, das Bankhaus 
aber trotzdem noch über einen Monat lang 
Weiterarbeiten konnte, weil es beim Verwal- 
tungsgericht Berlin erreichte, daß die Schlie- 
ßung aufgeschoben wurde, womit möglicher- 
weise Sparer geschädigt wurden, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um das 
Instrumentarium des Bundesaufsichtsamts, für 
das Kreditwesen zu verbessern, damit seine 
Maßnahmen nicht umgangen werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 11. September 1973 

Es trifft zu, daß das Bankhaus Ryan KG noch bis zum 23. Juli 
1973 Weiterarbeiten konnte, obwohl das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen bereits am 15. Juni 1973 dem persönlich haften- 
den Gesellschafter des Bankhauses, Herrn Ryan, die Erlaubnis 
zum Betreiben von Bankgeschäften entzogen und die Abwick- 
lung des Bankhauses angeordnet hatte. 
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Nach Artikel 19 Abs. 4 Satz 1 des Grundgesetzes steht jedem, 
der durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt wird, 
der Rechtsweg offen. Die Anordnung des Bundesaufsichtsamts 
war ein Herrn Ryan belastender Verwaltungsakt. Er konnte 
deshalb im Verwaltungsrechtsweg gegen diese Anordnung die 
Rechtsmittel einlegen, welche die Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) jedem Betroffenen 
einräumt. 

Im Hinblick darauf, daß Maßnahmen des Aufsichtsamts gegen 
ein Kreditinstitut im Interesse der Gläubiger grundsätzlich kei- 
nen Aufschub dulden, sieht § 49 des Kreditwesengesetzes vor, 
daß ein von dem Betroffenen eingelegtes Rechtsmittel keine 
aufschiebende Wirkung hat. Die Verwaltungsgerichtsordnung 
räumt in § 80 Abs. 5 aus rechtsstaatlichen Erwägungen dem 
Betroffenen jedoch das Recht ein, beim zuständigen Verwal- 
tungsgericht die Aussetzung der sofortigen Vollziehbarkeit zu 
erwirken. Von diesem Recht hat Herr Ryan Gebrauch gemacht. 
Das Verwaltungsgericht Berlin gab seinem Antrag statt. Erst 
durch die Entscheidung des Oberverw.altungserichts Berlin vom 
23. Juli 1973 wurde die Aussetzung der Vollziehbarkeit aufge- 
hoben und damit die Anordnung zur Schließung des Bankhauses 
wirksam. Aus diesem Verfahrensablauf erklärt sich der zeitliche 
Abstand zwischen dem Erlaß der Anordnung durch das Bundes- 
aufsichtsamt und der tatsächlich vollzogenen Schließung des 
Kreditinstituts. 

Wie die vorstehenden Darlegungen zeigen, beruht die eingetre- 
tene Verzögerung nicht auf einer Lücke im Kreditwesengesetz, 
sondern darauf, daß die Verwaltungsgerichtsordnung zum 
Schutz des Betroffenen auch die im Kreditwesengesetz angeord- 
nete sofortige Vollziehbarkeit der gerichtlichen Überprüfung 
unterwirft. Daß das erstinstanzliche Verwaltungsgericht im vor- 
liegenden Fall nach Abwägung der Interessen der Gläubiger 
und der Belange des Inhabers des Kreditinstituts die sofortige 
Vollziehung ausgesetzt hat, ist eine gerichtliche Entscheidung, 
die nicht der Wertung durch die Bundesregierung unterliegt. 

Im übrigen liegen der Bundesregierung keine Anhaltspunkte 
dafür vor, daß die Verzögerung der Schließung des Bankhauses 
Rayn zu einer Schädigung von Sparern führen wird. Im Zeit- 
punkt der Schließung hatte die Bank ein Geschäftsvolumen von 
rund 16 Millionen DM. Der Bestand an Spareinlagen betrug 
1,6 Millionen DM. Es wird erwartet, daß das Aktivvermögen 
ausreichen wird, die Verbindlichkeiten der Bank zu erfüllen. 


35. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Da die den Banken für die Vermittlung von 
Bundesschatzbriefen gewährten Provisionssät- 
ze beträchtlich höher seien als diejenigen für 
normale Rentenwerte, obwohl sich die Bundes- 
schatzbriefe real bedeutend niedriger verzin- 
sen, gerade diese aber — wie die Deutsche 
Bundesbank in ihrem neuesten Monatsbericht 
schreibt — „In erster Linie für Kleinanleger 
bestimmten Papiere . . . sich überwiegend 
(55°/o) im Besitz von unselbständigen“ (Seite 
22) befinden — frage ich die Bundesregierung, 
ob sie diese Art der Beeinflussung der Anlage- 
käufe zur Beschaffung billiger Finanzmittel 
für fair hält? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 17. September 1973 

Die Absatz Vergütung für die Kreditinstitute hat in der Anlauf' 
zeit des Bundesschatzbriefs 2 1 /4°/o betragen. Sie wurde mit Wir- 
kung vom 2. Januar 1973 auf 1%% herabgesetzt und liegt somit 
nur noch geringfügig über der Bonifikation bei Bundesanleihen 
von z. Z. 1 5 /s°/o- 

Die etwas höhere Absatzvergütung beim Bundesschatzbrief ist 
wegen der unterschiedlichen Größenstreuung und Absatzstruk- 
tur — - Verkauf nur an natürliche Personen und Einrichtungen, 
die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken die- 
nen — gerechtfertigt. Die Absatzvergütung wird im übrigen vom 
Bund getragen und hat daher keinerlei Einfluß auf die den 
Bundesschatzbriefsparern gewährte Verzinsung. 

Die Rendite der Bundesschatzbriefausgaben 1973/3 und 1974/4 
von 8,41% bzw. 8,71% übertrifft, entsprechend der Entwicklung 
des gesamten Zinsniveaus, die aller früheren Ausgaben. Der 
Bundesschatzbrief mit seinen spezifischen sparerfreundlichen 
Ausstattungsmerkmalen bleibt weiterhin eine gute Anlagealter- 
native zwischen niedriger verzinslichen Spareinlagen und höher 
verzinslichen Anleihen. Der Bundesschatzbrief wird von der 
Bundesregierung keineswegs unter dem Gesichtspunkt der „Be- 
schaffung billiger Finanzmittel 4 ' betrachtet oder gehandhabt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


36. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung, um im Interesse der Pr ei »Stabilität den 
für die Tierernährung notwendigen Eiweiß- 
träger Sojaschrot, der in den letzten Monaten 
um mehrere hundert Prozent teurer wurde, zu 
tragbaren, dem Regierungsprogramm zur Er- 
haltung einer lebensfähigen Landwirtschaft 
entsprechenden, Preisen zur Verfügung zu 
stellen, wie dies bei solchen Preisschwankun- 
gen bis zur Auflösung def „Mob-Reserven" 
vor ca. drei Jahren möglich gewesen wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. September 1973 

Die Ausfuhrbeschränkungen der USA u. a. bei Soja waren, wo- 
rauf mein Haus schon bei früherer Gelegenheit hingewiesen 
hat, eine vorübergehende Maßnahme. Sie sind inzwischen weit- 
gehend gelockert worden, zuletzt durch eine Bekanntgabe des 
US Department of Commerce, wonach die am und nach dem 
8. September 1973 abgeschlossenen Verträge für Verschiffungen 
bis zum 15. Oktober 1973 zu 100% erfüllt werden. Die volle 
Liberalisierung ist für den 1. Oktober 1973 vorgesehen. Die USA 
werden in diesem Jahr mit rund 44 Millionen t eine um 25% 
höhere Sojabohnen ernte als 1972 einbringen. Damit kann die 
„Sojakrise" als überwunden betrachtet werden. 
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Die Preise für Sojaschrot sind seit Wochen stark rückläufig; sie 
haben in der Bundesrepublik Deutschland inzwischen ein Preis- 
niveau von etwa 50 DM 100 kg erreicht. Auch die Preise für die 
meisten übrigen wichtigen Eiweißträger sind beträchtlich zurück- 
gegangen. 

Die Bundesregierung verfolgt trotzdem auch weiterhin aufmerk- 
sam die Entwicklung auf den Rohstoff- und Futtermittelinärkten, 
um erforderlichenfalls geeignete Maßnahmen zur Markt- und 
Preisstabilisierung zu treffen. Während der zurückliegenden 
Verknappung an Soja hat die von meinem Haus erlassene Aus- 
nahmeregelung gegenüber der Normentafel für Mischfutter- 
mittel sich als sehr wirksam erwiesen. 

Die Bundesregierung wirkt an der Verbesserung der Versor- 
gungslage bei Eiweißfuttermitteln auf Gerneinschaftsebene mit. 
Sie ist an der Erstellung des Gutachtens, der EG-Kommission zur 
Frage der Versorgung mit Eiweißträgern als Viehfutter diurch 
Regierungssachverständige beteiligt, ln diesem Rahmen werden 
auch die Möglichkeiten einer Vorratshaltung zum Ausgleich von 
extremen Preisschwankungen geprüft. 


37. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten ergeben sich insbeson- 
dere, um diese Schwankungen der Sojaschrot- 
preise nach oben bei gleichzeitiger erheblicher 
Senkung der Schlachtviehpreise auszuglei- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 14. September 1973 

Die Entwicklung der Preise für Sojaschrot beweist, daß dieses 
Futtermittel wieder in ausreichenden Mengen verfügbar ist. 
Diese Entwicklung kommt vor allem den landwirtschaftlichen 
Erzeugern zugute, die von Preisrückgängen bei Schlachtvieh 
betroffen sind. Es kann jedoch nicht erwartet werden, daß der 
Markt für Futtermittel Preisschwankungen bei Schlachtvieh, die 
saisonal oder zyklisch bedingt sind, völlig neutralisiert, da für 
solche Schwankungen eine Reihe anderer Fakten mitbestimmend 
sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


38. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Welche besonderen Aktionen plant die Bun- 
desregierung, um dem Beschluß der Volksver- 
sammlung der Vereinten Nationen, 1975 zum 
Internationalen Jahr der Frau zu machen, auch 
in der Bundesrepublik Deutschland Geltung zu 
verschaffen, und welche Elemente ihrer bis 
einschließlich 1975 angestrebten Politik be- 
trachtet sie als Beitrag zur gesellschaftlichen 
Gleichstellung der Frau? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 19. September 1973 


Die Bundesregierung begrüßt den Entschluß der Vollversamm- 
lung der Vereinten Nationen, das Jahr 1975 zum „Internationa- 
len Jahr der Frau“ zu erklären, da er die Aufmerksamkeit auf 
bestehende rechtliche und tatsächliche Benachteiligungen der 
Frau in vielen Gesellschaftsordnungen der Welt richten wird. 
Das „Internationale Jahr der Frau" wird der Bundesregierung 
die Möglichkeit geben, ihre schon unabhängig von der Ent- 
schließung der Vollversammlung der Vereinten Nationen ein- 
geleitete Politik zur Überwindung von — auch bei uns noch 
vorhandenen — rechtlichen oder tatsächlichen Benachteiligungen 
der Frau gegenüber dem Mann besonders in den Vordergrund 
zu stellen. 

Die Bemühungen für eine Gleichstellung von Frau und Mann im 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Leben werden 
durch entsprechende Gesetzgebung, durch Forschung und durch 
Förderung vorangebracht. Die entsprechenden Vorhaben der 
Bundesregierung sind ausführlich im „Bericht der Bundesregie- 
rung über die Maßnahmen zur Verbesserung der Situation der 
Frau" vom 1. August 1972 (Drucksache VI 3689) dargelegt wor- 
den. Auch der Sozialbericht 1973, der in Kürze dem Deutschen 
Bundestag vorgelegt wird, befaßt sich mit den besonderen Pro- 
blemen der Frau und den vorgesehenen Maßnahmen. 

Für 1975 plant die Bundesregierung eine breit angelegte Infor- 
mationsaktion. Durch diese gezielte Öffentlichkeitsarbeit sollen 
die Frauen über Rechte, Ansprüche und Möglichkeiten informiert 
werden, die ihnen in den verschiedensten Lebensbereichen zu- 
stehen. 

Von den in dieser Legislaturperiode bereits eingeieiteten Ge- 
setzgebungsaufgaben mit Wirkungen in diesem Bereich ist be- 
sonders hervorzuheben die Reform des Ehe- und Familienrechts. 
Sie wurde am 28. März 1973 vom Kabinett verabschiedet und hat 
als Schwerpunkt die Gleichberechtigung in der Ehe, die Neuge- 
staltung des Scheidungsrechts, des Ehescheidungsverfahrens- 
rechts, des Unterhaltsrechts nach der Ehescheidung sowie den 
Versorgungsausgleich zum Inhalt. 

Darüber hinaus schafft die Bundesregierung z. Z. erstmalig Vor- 
aussetzungen zu einer Politik für Frauen durch Bereitstellung 
von wesentlich erhöhten Bundesmitteln für Forschung, Förderung 
und Öffentlichkeitsarbeit auf diesem Gebiet. Für das Haushalts- 
jahr 1974 sind hierfür 3 Millionen DM vorgesehen gegenüber 
einem Ansatz von 100 000 DM im Jahr 1973. Auf dieser Grund- 
lage wird die Bundesregierung — auch in Zusammenarbeit mit 
den freien gesellschaftlichen Kräften — ihren besonderen Bei- 
trag zum „Internationalen Jahr der Frau 1975" entwickeln. 

Abschließend kann ich Ihnen mitteilen, daß die europäischen 
Familienminister, die vor wenigen Tagen zu ihrer XIII. Konfe- 
renz in Nizza zusammentraten, den Entschluß der Vereinten 
Nationen bereits zum Anlaß genommen haben, unter meiner 
Mitwirkung einstimmig zu beschließen, daß auf der nächsten 
Konferenz im Jahr 1975 das Thema „Die Gleichstellung von 
Mann und Frau; ihre Auswirkung auf das Familienleben und 
Regierungsaktivitäten“ erörtert werden sollen. Hieran wird sich 
die Bundesregierung ebenfalls aktiv beteiligen. 
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Geschäftsbereich des Biindesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


39. Abgeordneter Treffen Berichte zu t daß die Haus-Anteil-Brief- 
Immer Treuhand München Fonds GmbH eine Finanz- 

(SPD) hilfe bei der Bundesregierung beantragt hat 

(oder ein von ihr beauftragter gemeinnütziger 
Verein), und wenn ja, aus welchen Gründen 
wurde ein solcher Antrag abgelehnt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 14. September 1973 


Am 23. Juli 1973 hat ein Vertreter der Firmengruppe Hubmann 
im Bundesministerium der Finanzen vorgesprochen und um Mit- 
hilfe bei der Beschaffung einer Zwischenfinanzierung für ein 
bestimmtes Alten-Wohnheim-Projekt gebeten. Nach seiner Dar- 
stellung soll für dieses Objekt die I. Hypothek bereits zugesagt 
gewesen sein. 

Dem Vertreter der Firmengruppe Hubmann wurde dargelegt, 
daß der Bund keine Möglichkeiten zur Beschaffung solcher Mittel 
habe. 

Die Firmengruppe Hubmann hat das Bundesministerium der 
Finanzen weiterhin am 30. August 1973 gebeten, bei einer Bank 
wegen eines angeblich zugesagten Zwischenkredits zu vermitteln. 

Da die Bundesregierung in Geschäftsdispositionen von Banken 
nicht eingreifen kann, konnte das Bundesministerium der Finan- 
zen dieser Bitte nicht entsprechen. 


40. Abgeordneter Sind der Bundesregierung finanzielle Schwie- 
Immer rigkeiten der Haus-Anteil-Brief-Treuhand 

(SPD) München Fonds GmbH, die in Vallendar/ 

Koblenz und Bad Bodendorf (Kreis Ahrweiler) 
Altersruhesitze in Form von „Senioren- 
Wohnhotels" ausbaut, bekannt, und welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls. einzuleiten, damit das Eigentum 
an Fondsanteilen vieler alter Menschen ge- 
sichert werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 14. September 1973 


Der Vertreter der Firmengruppe Hubmann hat bei seinen Be- 
suchen nur zwei bestimmte Objekte erwähnt. Die Senioren- 
Wohn-Hotels in Valendar/Koblenz und Bad Bodendorf (Krs. Ahr- 
weiler) waren nicht Gegenstand des Gespräches. 

Im übrigen ist zu bemerken, daß der Bund keine Möglichkeit hat, 
Feststellungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse der Fir- 
mengruppe zu treffen, weil ihm keine Aufsichtsrechte zustehen. 
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41. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 14. September 1973 

Es besteht bereits, eine gesetzliche Regelung, die alle Bauherren 
einer Kontrolle unterwirft, die gewerbsmäßig Bauvorhaben mit 
Mitteln von Käufern, Mietern oder sonstigen Nutzungsberechtig- 
ten und von Bewerbern um Erwerbs- oder Nutzungsrechte durch- 
führen wollen. Sie bedürfen der Gewerbeerlaubnis, die von der 
Zuverlässigkeit und von den Vermögensverhältnissen des An- 
tragstellers abhängig ist. Diese Unternehmen werden von den 
Gewerbeämtern überwacht; sie verlieren die Erlaubnis, wenn 
die Voraussetzungen für die Gewerbeerlaubnis nicht mehr ge- 
geben sind. Wegen weiterer Einzelheiten erlaube ich mir, auf 
das Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung vom 16. August 
1972 (BGBl. I S. 1465) hinzuweisen. 

Der durch dieses Gesetz in die Gewerbeordnung eingefügte 
§ 34 c enthält auch eine Ermächtigung zum Erlaß einer Verord- 
nung über die Verpflichtungen des Gewerbetreibenden bei der 
Ausübung des Gewerbes. Die Verordnung wird z. Z. beim Bun- 
de-swirtschaftsminister vorbereitet. Sie soll u. a. Bestimmungen 
darüber enthalten, daß der Gewerbetreibende für erhaltene 
Mittel Sicherheiten leisten oder eine entsprechende Versicherung 
abschließen muß. Auch sollen die getrennte Verwaltung der 
Mittel und ihre Verwendung zur Erfüllung des Auftrags vor- 
geschrieben werden. 

Es wird angestrebt, die Verordnung im Spätherbst d. J. dem 
Bundesrat zur Zustimmung zuzustellen. 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, ge- 
setzliche Regelungen zu treffen, die gewähr- 
leisten, daß BaugeseLlschaften, die im Sinne 
der Haus-Anteil-Brief-Treuhand München 
Fonds GmbH ihre Vorhaben teilweise über 
private Einlagen finanzieren und vor allem 
im sozialen Bereich (Altersruhesitze) kom- 
merzielle Ziele verfolgen, stärkeren Kontrol- 
len unterworfen werden? 


42. Abgeordneter 

Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Welche Antworten hat der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
dem Bundesrechnungshof auf dessen Bemer- 
kungen zur Gründung der Grund- und Bau- 
wertgesellschaft zur Wertermittlung von 
Grundstücken und baulichen Anlagen mbH 
gegeben? 


43. Abgeordneter Welcher Schaden ist dem Bund durch die Ver- 

Dr. Schneider zögerung der Liquidation und durch die nicht 

(CDU/CSU) ausreichende Prüfung der dem Bundesministe- 

rium bekannten kartellrechtlichen Bedenken 
sowie der wirtschaftlichen Basis für die Tätig- 
keit der Gesellschaft bereits vor deren Grün- 
dung entstanden? 

Antwort des Bundesministers Dr. Vogel 
vom 14. September 1973 


1. Mit Schreiben vom 24. Januar 1973 habe ich dem Bundes- 
rechnungshof mitgeteilt, daß folgende Gründe den damaligen 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen dazu be- 
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wogen haben, der Gründung der „Grund- und Bauwert-Gesell- 
schaft zur Wertermittlung von Grundstücken und baulichen An- 
lagen mbH" zuzustimmen: 

Die Grund- und Bauwert sollte nach den damaligen Vorstellun- 
gen den Versuch unternehmen, den Wert von Grundstücken und 
baulichen Anlagen nach einheitlichen und allgemein anerkannten 
Grundsätzen zu ermitteln und festzusetzen, da die derzeitige 
Wertermittlung durch weitgehende Systemlosigkeit gekennzeich- 
net war. Aufgabe der Grund- und Bauwerte sollte es sein, Grund- 
lagen zu entwickeln, die es ermöglichen sollten, bei Werter- 
mittlungen von allgemein gültigen Grundwerten auszugehen. 
Dieses Ziel sollte durch einen geschlossenen Informationskreis- 
lauf zwischen — selbständig tätigen — Sachverständigen und 
der Gesellschaft erreicht werden, der es ermöglicht, die in der 
Praxis gewonnenen Erfahrungen durch die Gesellschaft nach 
übergeordneten Gesichtspunkten auszuwerten und die hierbei 
gefundenen Erkenntnisse im Rückkopplungsprozeß den Sachver- 
ständigen wieder zugänglich zu machen. Die Gesellschaft wurde 
mit einem Stammkapital von 300 000 DM gegründet, von dem 
die Deutsche Bau- und Bodenbank 50% hielt. 

Der Bund selbst ist an der Gesellschaft unmittelbar nicht beteiligt. 

Inzwischen war durch die Regierungserklärung der neu gebilde- 
ten Bundesregierung das Wohnrecht und die Reform der Boden- 
bewertung zu einem tragenden Element der neuen Aufgaben- 
stellung des Ministeriums erklärt worden. Demzufolge wurde für 
dieses Aufgabengebiet ein Schwerpunktreferat im Ministerium 
eingerichtet, dem damit weitgehend die Aufgaben zufielen, die 
zuvor der Grund- und Bauwert zugedacht waren. Hinzu kam, daß 
die Anlaufzeit der Gesellschaft sich gegenüber den ursprüng- 
lichen Erwartungen zum Gründungszeitpunkt erheblich verzö- 
gerte, weil die Gesellschaft ihre Aufgabenstellung infolge grund- 
sätzlicher neuer Überlegungen zur Frage der Reform der Boden- 
bewertung ändern mußte und auch die Verhandlungen mit den 
interessierten Fachkreisen längere Zeit in Anspruch nahmen, 
als zunächst erwartet worden war. Außerdem stellte sich heraus, 
daß vor der Gründung erörterte zusätzliche Finanzierungsmög- 
lichkeiten, die die Unabhängigkeit der der Gesellschaft ange- 
schlossenen Sachverständigen gefährdet hätten, später nicht zum 
Tragen kommen konnten. 

2. Somit war es der Grund- und Bauwert GmbH bis zur Mitte 
dieses Jahres nicht gelungen, Ansätze für eine wirtschaftliche 
Betätigung zu finden. Ihr Stammkapital war bis zur Hälfte auf- 
gezehrt. Da bei der Gründung die Zustimmung der Bundesregie- 
rung davon abhängig gemacht war, daß die Gesellschaft in 
Liquidation zu treten habe, wenn nicht in absehbarer Zeit die 
Erwirtschaftung eines angemessenen Gewinns erwartet werden 
könne, war die Gesellschaft verpflichtet, sich über ihre Erfolgs- 
aussichten Gewißheit zu verschaffen. Auf ihre Anfrage, ob ihr 
von Seiten des Bundes die Erteilung von Aufträgen in entspre- 
chender Höhe über einen mehrjährigen Zeitraum garantiert 
werden könne, konnte ihr angesichts der zu 1. mitgeteilten Ent- 
wicklung und der haushaltsrechtlichen Unmöglichkeit einer sol- 
chen Zusage nur ein abschlägiger Bescheid erteilt werden. Der 
Aufsichtsrat der Gesellschaft, dem auch ein Vertreter des Bun- 
desministeriums für Städtebau und Wohnungswesen angehört, 
mußte daher der Gesellschafter-Versammlung empfehlen, die 
Liquidation zu beschließen; die Gesellschafter-Versammlung ist 
dieser Empfehlung gefolgt. 
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Der bis zur Liquidation eingetretene Verlust beläuft sich auf die 
Hälfte des Stammkapitals, also 150 000 DM. In welchem Umfang 
das Stammkapital tatsächlich verbraucht worden ist, kann erst 
nach Abschluß der Liquidation genau festgestellt werden. Dabei 
bleibt auch abzuwarten, welche Erfahrungen und Sachwerte 
einem eventuellen Geldverlust gegenüberstehen; der Bund ist 
unmittelbar nicht betroffen. 

Die vor der Gründung der Gesellschaft geäußerten kartellrecht- 
lichen Bedenken sind seinerzeit im Benehmen mit den zuständi- 
gen Organisationen sorgfältig geprüft und bei der Abfassung des 
Gesellschaftsvertrages berücksichtigt worden. 


44. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die besonderen 

Dr. Zeitei steuerlichen Begünstigungen von Wohnungs- 

(CDU/CSU) bauunternehmen nach dem Gesetz über die 

Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen, insbe- 
sondere im Hinblick auf die steuerlichen Maß- 
nahmen zur Einschränkung des privaten sozia- 
len Wohnungsbaus, noch für gerechtfertigt, 
und wie hoch schätzt die Bundesregierung 
die steuerlichen Vorteile, die den geförderten 
Unternehmen erwachsen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Vogel 
vom 17. September 1973 

Die Bundesregierung hat sich zuletzt im Jahr 1971 mit der Frage 
befaßt, ob die Befreiung der gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen von Körperschaft-, Vermögen- und Gewerbesteuer auch 
weitherin erforderlich ist. Sie hat dies im 3. Subventionsbericht 
vorn 23. Dezember 1971 (Drucksache VI 2994, S. 198 ff.) bejaht 
mit der Begründung: 

„Die Erstellung von ausreichendem und auch für die einkom- 
inensschwächeren Bevölkerungskreise erschwinglichem Wohn- 
raum ist eine wichtige gösellschafts- und sozialpolitische Auf- 
gabe, die auch steuerlich zu fördern ist. Es kommt hinzu, daß bei 
einem Abbau der Vergünstigung unerwünschte Auswirkungen 
auf die Mietpreisentwicklung nicht auszuschließen sind. Im 
übrigen spricht für die Beibehaltung der Steuerbefreiung die 
Tatsache, daß die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen hin- 
sichtlich der Verwendung ihrer Gewinne und ihres Vermögens 
gewissen Beschränkungen bzw. Bindungen nach dem Wohnungs- 
gemeinnütigkeitsgesetz unterliegen." 

Die Gründe für die vorstehend genannten Steuerbefreiungen be- 
stehen nach wie vor. Diese werden weder durch den Erlaß der 
Dritten Verordnung über steuerliche Konjunkturmaßnahmen 
vom 7. Juni 1973 (BGBl. I S. 530) noch durch das Steuerände- 
rungsgesetz 1973 vom 26. Juni 1973 (BGBl. I S. 676) berührt. 
Durch diese gesetzlichen Regelungen werden im übrigen auch die 
steuerlichen Vergünstigungen für den Mietwohnungsbau priva- 
ter Bauherren, soweit er sich im Rahmen des öffentlich geförder- 
ten sozialen Wohnungsbaues vollzieht, nicht eingeschränkt. 

Die Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungsunterneh- 
men (einschließlich der Siedlungsunternehmen) haben nach dem 
Subventionsbericht im Jahr 1972 zu geschätzten Steuerminder- 
einnahmen bei der Körperschaftsteuer von 45 Millionen DM, bei 
der Vermögensteuer von 55 Millionen DM und bei der Gewerbe- 
steuer von unter 5 bis 10 Millionen DM geführt. 


35 



Drucksache 7/1014 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


45. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Wie und unter Mitwirkung welcher Behörden 
will deT Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau die Einkommensver- 
hältnisse der Inhaber von Sozialwohnungen 
feststellen, um die Ausgleichszahlung zu be- 
rechnen, die er den besserverdienenden Mie- 
tern solcher Wohnungen zusätzlich zur Miete 
auferLegen will, und welche Vorstellungen hat 
die Bundesregierung über die Höhe dieser 
Einkommen, der Abgabe und der aufkom- 
menden Mittel? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 21. September 1973 


Durch Beschluß der Länderministerkonferenz vom 22. Februar 
1973 wurde eine Bund-Länder-Kommission „Fehlsubventionie- 
rung und Zinsanhebung" eingesetzt, die Vorschläge zur Lösung 
der genannten Probleme erarbeiten sollte. In der Kommission 
sind zwei Modelle entwickelt worden. Sie werden auf einer 
weiteren Länderministerkonferenz erörtert werden. Aiufbauend 
auf diesen Ergebnissen wird die Bundesregierung ihre Entschei- 
dung zu fällen haben. 

Nach den bisher vorliegenden Ergebnissen der Kommission sol- 
len die Wohnungsinhaber verpflichtet werden, in Zukunft alle 
drei oder vier Jahre die Fortdauer ihrer Wohnberechtigung 
nachzuweisen und dabei ihre Einkommensverhältnisse offenzu- 
legen. Weist der Inhaber einer mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten Wohnung (Mieter oder Eigentümer) sein Einkommen 
nicht nach, wird vermutet, daß sein Einkommen so hoch ist, daß 
die jeweils vorgesehene höchstzulässige Ausgleichszahlung zu 
entrichten ist. Es obliegt daher dem Wohnungsinhaber, den von 
den Ländern zu bestimmenden zuständigen Stellen sein Ein- 
kommen in geeigneter Weise nachzuweisen. Für den Nachweis 
können sowohl Verdienstbescheinigungen als auch Steuerbe- 
scheide in Betracht kommen. Das Verfahren wird hier der jetzt 
bereits praktizierten Prüfung der Einkommen für die Ausstellung 
einer Wohnberechtigungsbescheinigung entsprechen können. 

Entscheidungen darüber, von welcher Einkommenshöhe bzw. bei 
welcher Mietbelastung Ausgleichszahlungen zusätzlich erhoben 
werden und welche Einnahmen zu erzielen sind, konnten aus 
folgenden Gründen noch nicht getroffen werden: 

— Von den meisten Ländern wird für die Wohnungsbauförde- 
rung in Zukunft der Übergang zum Familieneinkommen an- 
gestrebt. Auch ich halte diesen Vorschlag für sachgerecht. 
Unabhängig von der weithin für notwendig gehaltenen An- 
hebung der Einkommensgrenzen ergäben sich daraus struk- 
turelle Verschiebungen, so daß gegenwärtig eine Festlegung 
von Grenzen, von denen ab Ausgleichszahlungen erhoben 
werden können, verfrüht erscheint. 

— Es liegen bisher keine ausreichenden Daten über die Ein- 
kommensverhältnisse und Mietbelastungen im sozialen Woh- 
nungsbau vor. Dies wird erst nach Auswertung der Ergeb- 
nisse der Einprozent- Wohnungsstichprobe 1972 der Fall sein, 
die vom Statistischen Bundesamt für Anfang 1974 angekün- 
digt wurde. 
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46. Abgeordneter 

Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß Bauträgergesellschaften in Zukunft einer 
konsequenten Publizitätspflicht unterworfen 
werden und daß die Mindestanforderungen an 
ihre Kapitalausstattung heraufgesetzt werden 
müssen? 


47. Abgeordneter Falls die Bundesregierung diese Auffassung 
Dr. Gölter teilt, welche Schritte gedenkt sie zu unter- 

(CDU/CSU) nehmen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Vogel 
vom 21. September 1973 


Diese Fragen zielen offenbar darauf ab, die Kunden der Bau- 
träger besser zu schützen. Dieses Ziel verfolgt bereits das Ge- 
setz zur Änderung der Gewerbeordnung vom 16. August 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1465). Nach diesem Gesetz müssen alle 
Bauherren, die mit Geldern von Erwerbern oder Mietern bauen 
wollen, und alle Baubetreuer seit dem 1. Februar 1973 eine 
Gewerbeerlaubnis besitzen. Die Gewerbeerlaubnis wird nicht 
erteilt, falls Bedenken wegen der Zuverlässigkeit oder wegen 
der Vermögensverhältnisse bestehen. 

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber den Bundesminister für 
Wirtschaft ermächtigt, Verhaltensvorschriften für diese Gewer- 
betreibenden zu erlassen, nach denen u. a. eine Sicherheit oder 
eine Versicherung für die anvertrauten Gelder und eine ge- 
trennte Vermögensverwaltung gefordert sowie eine laufende 
behördliche Nachschau gehalten werden darf. Die Verordnung 
wird z. Z. im Bundesministerium für Wirtschaft unter meiner 
Mitwirkung ausgearbeitet. 

Da das Gesetz und die vorgesehene Rechtsverordnung sich auf 
gewerbliche Bauträger und Baubetreuer aller Art ungeachtet 
ihrer Rechtsform beziehen und sehr viel weitergehende Auswir- 
kungen haben werden, als sie durch gesteigerte Publizität und 
verbesserte Kapitalausstattung zu erreichen wären, kann zumin- 
dest im Augenblick von ergänzenden Schutzvorschriften zu- 
gunsten der Kunden im Sinne Ihrer Anregung abgesehen werden. 


48. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Trifft es, zu, daß die Zahl der geförderten 
Wohnungen inflationsbedingt von über 193000 
im Jahr 1971 auf rund 178 000 im Jahr 1972 
abnahm (worüber die durch Übernahme aus 
dem Jahr 1971 noch gestiegene Zahl der Fer- 
tigstellungen nicht hinwegtäuschen darf), wie 
rechtfertigt die Bundesregierung bejahenden- 
falls dann die Aussage des Bundeskanzlers, 
der am 22. Februar 1972 von der „Intensivie- 
rung des sozialen Wohnungsbaus" als einer 
Tatsache sprach, und welche Vorkehrungen 
hat die Bundesregierung getroffen, um in Zu- 
kunft sachlich nicht gerechtfertigte Schönfär- 
bereien ihrer eigenen Tätigkeit zu verhindern? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Vogel 
vom 18. September 1973 

Die Äußerung des Bundeskanzlers in seinem Interview vom 
22. Februar 1972, „beispielsweise durch die Intensivierung des 
sozialen Wohnungsbaues" seien erste Schritte zur Hilfe derer 
getan worden, die Hilfe am dringendsten brauchen, bezog sich 
eindeutig auf das Anlaufen des langfristigen Wohnungsbau- 
programms im Jahr 1971. In der Tat sind auch die Mittel für 
den sozialen Wohnungsbau durch das langfristige Wohnungs- 
bauprogramm gegenüber den Jahren zuvor entscheidend ange- 
hoben und gezielter auf besonders benachteiligte Bevölkerungs- 
gruppen eingesetzt worden. 

Die bisherigen Ergebnisse des langfristigen Wohnungsbaupro- 
grammes hat das Bundesbauministerium im einzelnen im Jahres- 
bericht 1972 über den sozialen Wohnungsbau ohne Schönfärbe- 
rei objektiv und sachlich dargestellt und in einer Pressemittei- 
lung am 27. Juli 1973 veröffentlich. Daraus ergibt sich, daß die 
Zahl der geförderten Wohnungen von rund 195 000 im Jahr 1971 
auf rund 182 000 im Jahr 1972 zurückgogangen ist. Die Presse- 
nhtteilung versuchte deutlich zu machen, daß der Rückgang des 
Förderungsergebnisses gerade nicht nur als. inflationsbedingt zu 
erklären ist. 

Ich bin gern bereit, Ihnen je ein Exemplar des Jahresberichts 
und der Pressemitteilung nochmals zur Verfügung zu stellen. 


49. Abgeordneter 

Augstein 

(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung bei der Erhöhung 
der Einkommensgrenzen für den Bezug von 
Sozialwohnungen indexbezogen und damit 
gleitende Einkommens grenzen einzuführen, 
und wann gedenkt die Bundesregierung, eine 
Erhöhung der Einkommensgrenzen und der 
Mietobergrenzen für Wohngeld vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 24. September 1973 


Die Einführung gleitender indexbezogener Einkommensgrenzen 
für den Bezug von Sozialwohnungen wird von der Bundesregie- 
rung nicht erwogen. Gegen eine indexbezogene Regelung der 
Einkommensgrenzen bestehen nicht nur allgemein wirtschafts- 
politische Bedenken. Eine indexbezogene Regelung würde auch 
dem Parlament für die Zukunft die Möglichkeit nehmen, sich von 
Zeit zu Zeit mit der Problematik der im sozialen Wohnungsbau 
zu begünstigenden Personenkreise zu befassen. 

Beim Wohngeld sollen in zwei getrennten Schritten zunächst die 
Miethöchstbeträge an die Entwicklung der Mieter und später die 
Einkommensgrenzen an die Entwicklung der Einkommen ange- 
paßt werden. Die Anpassung der Miethöchstbeträge ist bereits 
in der von der Bundesregierung am 6. September 1973 verab- 
schiedeten 3. Novelle zum Zweiten Wohngeldgesetz vorgesehen, 
über die Anpassung der Einkommensgrenzen des Wohngeldge- 
setzes. wird im Zusammenhang mit den Überlegungen zur Ein- 
führung einer Fehlsubventionierungsabgabe entschieden werden. 
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50. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, eine der 
Augstein Praxis gerechter werdende Abgrenzung zwi- 

(SPD) sehen Instandsetzungsaufwand und Moderni- 

sierungsaufwand gesetzlich vorzunehmen, da 
mit der Modernisierung jeweils Kosten an- 
fallen, die zwar üblicherweise zur Instand- 
setzung zählen, aber doch noch nicht anfallen 
würden, wenn nicht die Modernisierung vor- 
genommen würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 24. September 1973 

Das geltende Recht enthält keine gesetzliche Regelung über die 
Kosten, die unter die Modernisierung oder unter die Instand- 
haltung fallen. Die Abgrenzung ist z. Z. nur für preisgebundene 
Wohnungen von Bedeutung. Dort wirken die Bewilligungsstellen 
bei der Modernisierung von öffentlich geförderten Wohnungen 
mit, so daß eine ordnungsgemäße Abwicklung auch hinsichtlich 
der erhöhten Mieten gewährleistet sein müßte. 

Es besteht aber die Absicht, den Entwurf eines Gesetzes über 
die Erhaltung und Modernisierung von Wohnungen einzubrin- 
gen, mit dessen Hilfe die Modernisierung in größerem Umfang 
gefördert und in Fällen, in denen ungesunde Wohnverhält- 
nisse bestehen — auch ungeordnet werden kann. Für dieses 
Gesetz sind Definitionen der Begriffe Instandhaltung, Instand- 
setzung und Modernisierung vorgesehen. Kosten der Instand- 
setzung, die nur durch die Modernisierungsmaßnahmen ent- 
stehen, sollen zu den Modernisierungskosten gehören. 

Kos’mi der Instandhaltung und Instandsetzung, die infolge der 
Modernisierung eingespart werden, sollen von den Modernisie- 
rungskosten abgesetzt werden. Ebenso sollen solche Instand- 
setzungskosten unberücksichtigt bleiben, die ohne die Moderni- 
sierung noch nicht angefallen wären, aber aus Anlaß der Mo- 
dernisierung bereits vorgenommen worden sind. 


51. Abgeordneter 

Augstein 

(SPD) 


Bestehen bei der Bundesregierung Überlegun- 
gen, eine neue Form für den sozialen Woh- 
nungsbau zu finden, z. B. derart, daß anstelle 
der bisherigen Subventionen der Bauherren 
eine Subvention der Mieter über das Wohn- 
geld erfolgt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 24. September 1973 

Die Bundesregierung vertritt gemeinsam mit allen Landesregie- 
rungen die Auffassung, daß an der Zweigleisigkeit von Indivi- 
dualförderung und Objektförderung festgehalten werden muß. 
Die Hilfen durch das Wohngeld begünstigen vor allem Haus- 
halte, die schon eine angemessene Wohnung haben. Sie dienen 
besonders der Sicherung eines angemessenen Wohnungsstan- 
dards. Durch das Wohngeld werden aber Benachteiligungen von 
bestimmten Bevölkerungsgruppen — etwa kinderreichen Fami- 
lien -- nur unzureichend abgebaut. Deshalb bleibt eine wirksame 
Wohnungspolitik auf Sozialwohnungen angewiesen, die gezielt 
zugunsten bestimmter Personengruppen verwendet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


52. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zur Verbesserung der Bildungsberatung 
— wie sie bei wachsender Differenzierung 
und Wahlmöglichkeit immer notwendiger 
und im Bildungsgesamtplan ja auch gefordert 
wird — beizutragen, und was tut die Bundes- 
regierung, um diese Möglichkeiten zu nutzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 17. September 1973 

I. Nach Meinung der Bundesregierung sollte die Bildungsbe- 
ratung folgendes leisten: 

— sie sollte dafür sorgen, daß jeder sich rasch über das gesamte 
Bildungsangebot informieren kann (allgemeine Schullauf- 
bahnberatung in Zusammenarbeit mit der Berufsberatung) 

— sie sollte dem einzelnen durch objektive Aussagen über seine 
Neigungen und Fähigkeiten die — bei zunehmender Diffe- 
renzierung der Bildungsgänge immer schwieriger werden- 
de — Entscheidung über seinen Bildungsweg erleichtern (indi- 
viduelle Schullaufbahnberatung) 

— sie sollte helfen, individuelle Leistungs- und Verhaltens- 
schwiierigkeiten frühzeitig zu erkennen und über Behand- 
lungsmöglichkeiten aufklären (Einzelfallhilfe) 

— sie sollte helfen, individuelle Benachteiligungen aufzudecken 
und Förderungsmaßnahmen einleiten 

— sie sollte die Lehrer individuell sowie in Form der Lehrer- 
weiterbildung beraten 

— sie sollte bei der Verbesserung des Bildungswesens im Rah- 
men der einzelnen Bildungseinrichtungen mitwirken (z. B. 
Konferenzsystem oder bei Differenzierungsmaßnahmen). 

Damit die vorhandenen Bildungsangebote auch tatsächlich wahr- 
genommen werden, muß die Bildungsberatung der individuellen 
Ausbildungsplanung bei Kindern aus bildungsfernem Milieu be- 
sondere Aufmerksamkeit widmen. Hier erhält sie in der Eltern- 
arbeit eine zusätzliche Aufgabe. 

Parallel zur wachsenden Bedeutung der Schullaufbahnberatung 
nimmt das Bedürfnis nach Einzelfallhilfe rapide zu (ca. jedes 
5. Kind ist wegen Lern- und Verhaltensstörungen beratungsbe- 
dürftig). 

II. Um die skizzierten Aufgaben der Bildungsberatung adäquat 
erfüllen zu können, müssen nach Meinung der Bundesregierung 
folgende langfristige Maßnahmen alsbald in Angriff genommen 
werden: 

— Aufbau eines Systems regionaler Bildungsberatungszentren 
in enger Verknüpfung mit den Schulen und anderen Lern- 
orten 

— Verstärkung der Bildungsberatung an den Lernorten selbst 
(z. B. Einsatz von Beratungslehrern) 
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— Verstärkung der Zusammenarbeit der verschiedenen Bera- 
tungsdienste (Bildungs-, Berufs-, Erziehungsberatung) 

— Überprüfung und Neuentwicklung von AusbiLdungs gangen 
für Beratungspersonal (Schulpsychologen, Beratungslehrer, 
Sozialpädagogen) und Bereitstellung von Maßnahmen der 
Weiterbildung 

— Einrichtung eines bundesweiten Informationssystems und 
verstärkte Förderung der Beratungsfors.chung als Grundlage 
für eine wirkungsvolle Arbeit der Beratungsstellen. 

III. Die Bundesregierung kann im Bereich der Bildungsberatung 
im wesentlichen auf der Grundlage der Bildungskompetenz nach 
Artikel 91 b des Grundgesetzes tätig werden. 

Der kürzlich verabschiedete Bildungsgesamtplan stimmt in sei- 
nem Teil „Beratung" weitgehend mit den oben genannten Vor- 
stellungen der Bundesregierung überein. 

Die Bundesregierung ist bemüht, im Rahmen der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung die gemeinsamen längerfristi- 
gen Planungen zur Bildungsberatung zu intensivieren und dabei 
auf die Zusammenarbeit der verschiedenen Beratungssysteme 
hinzuwirken. Sie hat sich deshalb mit Erfolg dafür eingesetzt, 
die Bildungsberatung in den Katalog der Schwerpunktbereiche 
für Modellversuche aufzunehmen. Entsprechend hat sie Modell- 
versuche zu einer Reihe der oben genannten Maßnahmen ange- 
regt und gefördert. 


53. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Wie läßt es sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung mit der herkömmlichen Autonomie 
der Hochschulen vereinbaren, daß der neue 
Entwurf des Hochschulrahmengesetzes in Be- 
reichen, die bisher den Hochschulen Vorbehal- 
ten waren — • vor allem bei der Regelung der 
einzelnen Studiengänge und bei den Entwick- 
lungsplänen der einzelnen Hochschulen — ein 
staatliches Eingreifen vorsieht oder ermög- 
licht? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 24. September 1973 

Die Bundesregierung hat sich in dem am 29. August 1973 ver- 
abschiedeten Regierungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
ausdrücklich zum Prinzip der Hochschulselbstverwaltung bekannt 
und es auf alle Hochschularten und auf Fälle überregionaler 
Aufgabenerfüllung erstreckt. Die in dem Entwurf vorgesehenen 
Aufsichts- und Mitwirkungsrechte des Staates gehen auch in den 
von Ihnen besonders angesprochenen Fällen nicht über das hin- 
aus., was — auch im eigenen Interesse der Hochschulen und ihrer 
Mitglieder — zur Wahrung der gesamtgesellschaftlichen Belange 
geboten ist: 

1. Bei der Gestaltung der einzelnen Studiengänge durch den 
Erlaß von Studien- und Prüfungsordnungen knüpft der Ent- 
wurf an die bisherige Zuständigkeitsverteilung an. In der 
Studienreform wird den Hochschulen die Möglichkeit lokaler 
Reformmodelle gesichert (§ 9 Abs. 2E HRG); in zentralen 
Reformkommissionen bleibt ihr maßgebender Einfluß ge- 
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wahrt (§ 10 Abs. 3E HRG); die Beschränkung zentraler Emp- 
fehlungen auf , Grundsätze" soll der einzelnen Hochschule 
hinreichenden Spielraum bei der näheren Ausgestaltung 
belassen (§ 10 Abs. 5 E HRG). 

2. In der Hochschulplanung ist die Befugnis der Hochschulen zu 
eigenständiger Entwicklungs- und Ausstattungsplanung ver- 
ankert (§ 68 E HRG). Die dabei vorgesehene Berücksichtigung 
überregionaler Planungen und Richtwerte soll im Interesse 
der Hochschulen sichern, daß deren Planung ernstgenommen 
wird und nicht als unerfüllbarer Wunschkatalog abgetan 
werden kann; § 7 Abs. 3 und § 69 E HRG eröffnen die Mög- 
lichkeit, die Hochschulen stärker als bisher an der regionalen 
und überregionalen Planung zu beteiligen. 


54. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan und was 

Dr. Wiehert gedenkt sie zu tun um sicherzustellen, daß 

(SPD) Modellversuche im Bildungswesen ausgewer- 

tet und die Ergebnisse der Auswertung allen 
Interessierten zugänglich gemacht werden? 


Wie ist der derzeitige Stand des Förderungs- 
programms nach Umfang, regionaler Vertei- 
lung und inhaltlicher Gliederung nach Schwer- 
punkten? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 19. September 1973 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft fördert zur 
Zeit etwa 500 Projekte als „Modellversuche im Bildung?, wesen". 
Die Konzeption dieser Modellversuche ergibt sich einmal aus den 
entsprechenden Aussagen und Forcierungen des Bildungsgesamt- 
plans, zum anderen aus den Empfehlungen der Bund -Länder- 
Kommission für Bildungsplanung. Die Bundesregierung hat sich 
dabei intensiv um die Bündelung der zunächst vorwiegend als 
isolierte Versuche geplanten Projekte bemüht. Auf diese Weise 
konnten mehr und mehr Programme für einzelne Bereiche des 
Bildungswesens entwickelt werden. Ein weiterer Schritt ist der 
zur Zeit in der Bund-Länder-Kommission zur Beratung anstehen- 
de Schwerpunktkatalog für Modellversuche, der auf der Grund- 
lage eines Entwurfs des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft die Strukturierung der Modellversuche fördern soll. 

Eine Aussage über die derzeitige Situation des Förderungs- 
programms muß daher diesen besonderen Entwicklungsstand 
berücksichtigen. Es ist ferner nicht möglich, die Zahl der Projekte 
selber zur Beschreibung des Umfangs des Förderungsprogramms 
heranzuziehen, weil die Bündelung der Versuche in den Ländern 
in unterschiedlicher Weise erfolgt. Einzelversuche stehen daher 
n^ben Großprogrammen. Eine Aussage ist jedoch auf der Grund- 
lage der Förderungssumme möglich, da die Kriterien für die 
Förderung durchgehend streng auf jeden einzelnen Versuchsteil 
angewandt werden. 

Die folgende Übersicht gliedert das Förderungsprogramm nach 
Ländern in Anlehnung an die von der Bund-Länder-Kommission 
vorgenommene Einteilung in neun Gruppen, wobei jede Gruppe 
mehrere Schwerpunkte umfaßt. 


55. Abgeordneter 

Dr. Wiehert 
(SPD) 
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Stand und Umfang des Förderungsprogramms „Modellvorhaben im Bildungswesen' 1 1973 

— empfohlene Zuwendungen in Millionen DM — - 


Bereiche und Schwerpunkte 

BaWü 

Bay 

Berl 

Brein 

Harnbg 

Hess 

N'ieds 

NW 

RhPf 

Saar 

SchlesH 

Gesamt 

1. Elementar- 

und Primarbereich 

3,3 

1,16 

0,23 

0,34 

0,57 

3,54 

0,41 

1,96 

0,82 

0,06 

0,35 

12,74 

2. Sekundarstufe I 

2,59 

3,47 

— 

1,33 

1,17 

4,91 

5,75 

2,15 

1,66 

0,22 

0,74 

23,99 

3. Sekundarstufe II *) 













Gesamt 

0,8 

2,02 

0,45 

0,36 

0,58 

3,78 

0,57 

1,96 

3,20 

0,49 

0,28 

14,49 

allgemeine Bildung 

0,10 

1,0 

0,06 

0,36 

0,06 

0,34 

0,05 

1,79 

0,79 

0,40 

0,07 

5,02 

berufliche Bildung 

0,70 

1,02 

0,39 

— 

0,52 

3,44 

0,52 

0,17 

2,41 

0,09 

0,21 

9,47 

4. übergreifende 

Fragestellungen (a) 

0,74 

0,56 

0,24 

— 

— 

0,07 

— - 

0,24 

0,25 

— 

— 

2,10 

5. übergreifende 

Fragestellungen (b) 


1,51 

0,51 

0,81 

0,64 

0,87 

2,89 

0,44 

0,09 

0,14 

0,08 

7,98 

6. Personal im Bildungswesen 


0,89 

0,33 

— 

----- 

1,6 

0,72 

2,36 

0,57 

0,29 

— 

6,76 

7. Bauinaßnahmen 

3,94 

5,84 

2,51 

1,0 

0,08 

3,78 

5,17 

0,02 

■ 

1,35 

i 

— 

2,20 

25,89 

8. wissenschaftliche 

Begleituntersuchungen 

0,67 

0,82 

0,22 

0,08 

0,23 

0,79 

1,78 

2,38 

0,23 

0,10 

0,52 

7,82 

9. Modellversuche im Bereich 
der Hochschule 

— 

0,1 

0,16 


0,18 

1,1 

— 

; 



— 

1,54 

Gesamt 

12,79 

17,88 

4,65 

4,01 

3,58 

20,58 

18,49 

11,88 

8,72 

1,30 

4,17 

108,05 


£5 *) Darüber hinaus werden Modellvorhaben im Bereich der beruflichen Bildung in Höhe von 9 Millionen DM gefördert. 
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1. Elementar- und Primarbereich 


Schwerpunkte 

1. Modellversuche zur inhaltlichen Entwicklung und Erpro- 
bung von Spiel- und Lernangeboten für drei- und vier- 
jährige Kinder im Bereich des Kindergartens, 

2. desgleichen für fünfjährige Kinder, 

3. Modellversuche zur inhaltlichen Entwicklung und Erpro- 
bung von Spiel- und Lernangeboten für fünfjährige Kin- 
der in Vorklassen, die der Grundschule zugeordnet sind, 

4. Modellversuche zur inhaltlichen Entwicklung und Erpro- 
bung von Spiel- und Lernangeboten für fünf- und sechs- 
jährige Kinder im Rahmen der zweijährigen Eingangs- 
stufe, 

5. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung differen- 
zierter Arbeitsformen im Primarbereich, 

6. Modellversuche zur inhaltlichen Entwicklung und Erpro- 
bung von Lernangeboten in den Schwerpunktlernberei- 
chen des Primarbereichs. 


2. Sek und arbereich I 


1. Modellversuche zur inhaltlichen und organisatorischen 
Entwicklung der Sekundarstufe I 

2. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung der 
Orientierungsstufe, 

3. Modellversuche zur Entwicklung des Lernbereichs Sprache, 

4. Modellversuche zur Entwicklung des Lernbereichs Mathe- 
matik und Naturwissenschaften, 

5. Modellversuche zur Entwicklung des Lernbereichs, Ge- 
sellschaftslehre, 

6. Modellversuche zur Entwicklung des Lernbereichs Kunst, 
Sport u. a. 


3. Sekundarstufe II 


1. Modellversuche zur inhaltlichen und organisatorischen 
Reform der Lernorte in der Sekundarstufe II, 

2. Modellversuche zur Weiterentwicklung der bestehenden 
Schulformen, 
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3. Modellversuche zu Formen der Zusammenarbeit (Teilin- 
tegration) gymnasialer Oberstufen und beruflicher Schu- 
len, 

4. Modellversuche zu verschiedenen Formen der Integration 
allgemeiner und beruflicher Schulen, 

5. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung von Bil- 
dungsangeboten für Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag, 

6. Modellversuche zum Berufsgrundbildungsjahr, 

7. Modellversuche zum Block unter rieht im beruflichen Be- 
reich. 


4. übergreifende Fragestellungen (a) 

1. Modellversuche zur Entwicklungsplanung und Organisa- 
tion der Bildungseinrichtungen, 

2. Modellversuche zur Curriculumentwicklung und Ev-alu- 
tion, 

3. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung neuer 
Beurteilungsverfahren und Abschlußsysteme, 

4. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung von Be- 
ratungsformen im Kindergarten- und Schulbereich. 


5. Übergreifende Fragestellungen (b) 

1. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung von Me- 
dien als Lernhilfen im Kindergarten- und Schulbereich, 

2. Modellversuche zur Entwicklung der sozialen Organisa- 
tion der Lernorte sowie zur Entwicklung und Erprobung 
von Ganztagsschulen, 

3. Modellversuche zur Entwicklung neuer Förderungsformen 
für behinderte Kinder und Jugendliche, 

4. Modellversuche zur Förderung ausländischer Kinder und 
zur Integration sozialer Randgruppen. 


6. Personal im Bildungswesen 

1. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung neuer 
Studieninhalte, Studienformen und zur Studienberatung 
nach dem Rahmenkonzept des Stufenlehrers, 

2. Modellversuche zur Fort- und Weiterbildung der Lehrer, 
Erzieher und Sozialpädagogen, 
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3. Modellversuche zur Entwicklung und Erprobung von 
Aus- und Fortbildungsgängen für neue Berufe im Bil- 
dungswesen, 

4. Modellversuche zur Behebung des Personalmangels in 
Mangelbereichen unter Berücksichtigung künftiger Ver- 
änderungen. 


7. Baumaßnahmen 

1. Förderung von Baumaßnahmen, die der Verbesserung der 
sozialen Organisation der Schule bzw. der Einrichtung 
von Ganztageseiinrichtungen dienen, 

2. Förderung von Baumaßnahmen, die der Eingliederung 
behinderter Schüler in die normalen Schulen dienen, 

3. Förderung von Baumaßnahmen, die der Einrichtung und 
intensiven Nutzung von bildungstechnologischen Medien 
dienen. 


8. Wissenschaftliche Begleitung 

1. Wissenschaftliche Begleituntersuchungen zu Modellversu- 
chen im Elementar-, Primär- und Sekundärbereich, 

2. wissenschaftliche Untersuchungen zu allgemeinen und 
übergreifenden Fragestellungen. 


9. Hochschule 

Modellversuche zur Studienreform. 

Die Auswertung gehört unmittelbar zur Durchführung jedes vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft geförderten Mo- 
dellversuchs.. Damit werden die Ergebnisse für Reformvorhaben 
des Bundes und der Länder nutzbar gemacht. Sie dienen zugleich 
der Vorbereitung bildungspolitischer Entscheidungen zu den 
noch offenen bzw. umstrittenen Punkten des Bildungsgesamt- 
plans. Dies gilt zum Beispiel für die Frage der Zuordnung der 
Fünfjährigen zum Kindergarten- oder Schulbereich und für die 
Organi'sationsiorm der Gesamtschule. 

Die Länder stellen die Ergebnisse der Modellversuche über- 
regional zur Verfügung. Der Bund fördert dies durch die Ver- 
öffentlichung von Werkstattberichten und Zwischenergebnissen. 

überregionale Tagungen zu fachdidakti sehen und organisatori- 
schen Fragen der Modellversuche und ihrer Weiterentwicklung 
werden mit der gleichen Zielsetzung gefördert. 

Der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung liegt ein auf 
Initiative des B'undesministers für Bildung und Wissenschaft 
erstellter Vorschlag zur Auswertung der Modellversuche vor. 
Nach Auffassung der Bundesregierung sind Veröltem* Lchung der 
Ergebnisse, Auswertung und Umsetzung heute noch e '.befriedi- 
gend und bedürfen zur Beschleunigung der Reform dringend der 
Verbesserung. 
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Mit der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder und 
in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung wird über 
die Einrichtung einer zentralen Informations- und Dokumenta- 
tionsstelle für Modellversuche verhandelt, über deren Notwen- 
digkeit sich alle Beteiligten im Grundsatz einig sind. 

Die Arbeiter dieser Stelle sollen allen in Modellversuchen Täti- 
gen zugänglich gemacht werden. Ob eine Ausweitung dieses 
Adressatenkreises möglich ist, läßt sich in diesem Stadium der 
Verhandlungen noch nicht beurteilen. Die Bundesregierung strebt 
jedoch als Ziel an, die Ergebnisse der Auswertung von Modell- 
versuchen allen Interessierten zugänglich zu machen. 


56. Abgeordneter In welcher Weise ist der Hochschulzugang in 
Dr. Wiehert der Bundesrepublik Deutschland vergleichba- 

(SPD) ren Ländern geregelt, und gibt es in anderen 

Ländern Regelungen, die für die Bundesre- 
publik Deutschland brauchbare Vorbilder für 
eine Reform des Hochschulzugangs enthalten? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 9. Oktober 1973 


Ihre Frage vom 6. August 1973 kann ich zu meinem großen 
Bedauern erst heute beantworten, da ich auf die Ergebnisse eines 
Gutachtens angewiesen war, das das Institut für Empirische 
Sozialforschung in Köln für das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft erstellt hat und das erst jetzt vorliegt. 

In einer Reihe von Ländern haben sich Zulassungsverfahren 
entwickelt, die den Schulabschluß vom Hochschulzugang trennen. 
Die Berechtigung zum Studium wird in diesen Ländern nicht mit 
Abschluß der Sekundarstufe II, sondern erst mit dem erfolg- 
reichen Abschluß eines weiteren Hochschuleingangsverfahrens 
erlangt. Zu diesen Ländern gehören z. B. USA, England, UdSSR, 
DDR, Rumänien und Japan, ln anderen Ländern wird der Hoch- 
schulzugang durch einen erfolgreichen Abschluß der studienvor- 
bereitenden Bildungsgänge der Sekundarschulen eröffnet. Zu 
diesen Ländern gehören Schweden, Niederlande, Schweiz, Bel- 
gien, Österreich. In einigen dieser Länder wmrden Überlegungen 
zur Einführung von Hochschuleingangsverfahren angestellt. In 
weiteren Ländern werden beide Verfahren nebeneinander ange- 
wendet (Beispiel: Frankreich). 

Im einzelnen haben diese Länder folgende Lösungen für den 
Fall gefunden, daß aus Kapazitätsgründen nicht alle Studienbe- 
werber zugelassen werden können. 


1. In Frankreich ist an den Grandes Ecoles neben der Hochschul- 
reife der erfolgreiche Abschluß einer Aufnahmeprüfung Zu- 
gangsvoraussetzung. Zur Vorbereitung auf diese Prüfung 
werden an den Schulen der Sekundarstufe II ein- bis drei- 
jährige Intensivkurse abgehalten. Im übrigen unterliegt der 
Zugang zu den Universitäten trotz fehlender Studienplätze 
im ersten Studienjahr grundsätzlich keinen Beschränkungen 
(eine Ausnahme bildet an manchen Hochschulen die Fach- 
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richtung Medizin). Am Ende des ersten Studienjahres ist 
jedoch eine Jahresabschlußprüfung abzulegen, die einmal 
wiederholt werden darf. Wird das Prüfungsziel zum zweiten 
Mal nicht erreicht, ist eine Fortsetzung des Studiums in der 
gewählten Fachrichtung nicht mehr möglich. Wird das Prü- 
fungsziel des ersten Studienjahres ohne Wiederholung er- 
reicht, so gelten für das zweite Jahr analog die gleichen Be- 
stimmungen. Nach Schätzung des 6. Plans absolviert im 
Durchschnitt nur einer von drei Studienanfängern ein Univer- 
sitätsabs.chlußexamen. 

2. In den Niederlanden werden die verfügbaren Studienplätze 
zentral nach den folgenden Kriterien verteilt: 

Eine direkte Zulassung zum Studium erfolgt vorab bei Be- 
werbern, die eine bestimmte Mindestdurchschnittsnote nach- 
weisen, den Militärdienst bereits absolviert haben oder sich 
für eine Anzahl von Jahren gegenüber dem Verteidigungs- 
ministerium verpflichtet haben (diese Regelung gilt für Me- 
dizin und Zahnmedizin). Ferner werden 3°/o der zu vergeben- 
den Plätze sozialen Sonderfällen zugewiesen sowie einige 
Plätze an Bewerber aus den niederländischen überseeischen 
Gebieten zugeteilt. 

Die restlichen Plätze werden durch Los verteilt: 


3. In Schweden gilt bei der Vergabe der verfügbaren Studien- 
plätze in Fächern mit Zulassungsbeschränkungen der Noten- 
durchschnitt des Gymnasialzeugnisses als Maßstab. Die Ent- 
wicklung soll aber zu Hochschuleingangsverfahren führen. 

4. In den Ländern, die Schulabschluß und Hochschulzugang 
trennen, sind folgende Lösungen gefunden worden: 

a) In den USA treffen die Hochschulen im allgemeinen ihre 
Auswahl unter den Bewerbern auf Grund der Schulzeug- 
nisse der Oberschule, der Beurteilung des Direktors, des 
Ranglistenplatzes der Abschlußklasse, einer Empfehlung 
des Lehrers, Beraters und anderer Persönlichkeiten, der 
Familienverhältnisse und der Nachweis außerlehrplan- 
mäßiger Leistungen. 

b) Die Zulassung zu allen Universitäten in England erfolgt 
über eine Zentralstelle, die von den Universitäten errich- 
tet wurde. Die Entscheidung über die Zulassung liegt 
allein bei den Hochschulen. Der Antrag des Studienbe- 
werbers enthält Angaben über die Hochschul- und Fächer- 
wahl und ist zusammen mit einer Stellungnahme der 
Schule vorzulegen. Der der Zentralstelle zugeleitete An- 
trag wird vervielfältig und gleichzeitig an die angegebe- 
nen Hochschulen weitergeleitet. Durch Interviews und 
durch Rücksprachen mit der Schulleitung und in Oxford 
(und teilweise in Cambridge) durch Aufnahmeprüfungen 
wird das Bild des Bewerbers gegebenenfalls vervollstän- 
digt. 

Da die Schulabschlußnoten, die bei der Zulassung zum 
Studium berücksichtigt werden, erst kurz vor Beginn des 
Studienjahres vorliegen, ergeht in aller Regel seitens 
der Universität nur ein vorläufiger Bescheid. 
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c) Die Auswahl der Studienbewerber für alle Fachrichtungen 
erfolgt in der DDR durch Auswahlkommissionen, die aus 
drei Mitgliedern des Lehrkörpers bestehen. Sie haben die 
Bewerbungen zu prüfen und Aufnahmegespräche und 
Eignungsprüfungen vorzubereiten und durchzuführen. 
Während des Aufnahmegesprächs informieren sich die 
Auswahlkommissionen über den Entwicklungsgang des 
Bewerbers, seine Berufsvorstellungen und Voraussetzun- 
gen zum Studium der betreffenden Fachrichtung. Weitere 
Voraussetzungen für die Studienbewerbung und die Zu- 
lassung zum Hochschuldirektstudium sind: 


— Die aktive Mitwirkung an der Gestaltung der sozia- 
listischen Gesellschaft und die Bereitschaft zur aktiven 
Verteidigung des Sozialismus, 

— der Nachweis hoher fachlicher Leistungen verbunden 
mit dem Streben, das Wissen und Können ständig zu 
vervollkommnen, 

— die Bereitschaft, alle Forderungen der sozialistischen 
Gesellschaft vorbildlich zu erfüllen und nach dem er- 
folgreichen Abschluß des Studiums ein Arbeitsverhält- 
nis, entsprechend der Absolventenordnung vom 3. Feb- 
ruar 1971 . . . (Gesetzblatt II S. 297) abzuschließen 
(vgl. § 1 Nr. 1 der Zulassungsordnung vom 1. Juli 1971 
— Gesetzblatt 1971 II Nr. 55). 


0 } In Japan erfolgt der Zugang zu den staatlichen und pri- 
vaten Universitäten über eine Aufnahmeprüfung, die ein 
Abschlußzeugnis der Sekundarstufe voraussetzt. Die Ein- 
gangsprüfung, die von den Hochschulen in eigener Ver- 
antwortung abgenommen wird, erfolgt nach Rahmenricht- 
linien, die jährlich zentral festgelegt werden. 

Bei der Zulassungsentscheidung sollen die nachfolgenden 
Faktoren berücksichtigt werden: schriftlicher Test, ärzt- 
liches Untersuchungsergebnis, Schulzeugnis -und Stellung- 
nahme der Schulleitung. 


e) In der UdSSR müssen sich die Studienbewerber mit Hoch- 
schulreife zusätzlich einer Aufnahmeprüfung unterziehen, 
die zwischen Bewerbern mit und ohne vorherige Berufs- 
ausbildung unterscheidet. 


Die Prüfungskommissionen setzen sich aus Universitäts- 
lehrern und Vertretern der zuständigen Ministerien zu- 
sammen. Die Prüfung erfolgt sowohl schriftlich als auch 
mündlich. Sie erstreckt sich in der Regel über drei Fächer 
bzw. Fächergruppen: Muttersprache und Literatur, Ge- 
schichte der KPdSU und UdSSR sowie die gewählten Stu- 
dienfächer. Häufig wird zusätzlich von Bewerbern für das 
Direktstudium noch eine Prüfung in einer modernen 
Sprache verlangt. Aus den Prüfungsergebnissen in den 
einzelnen Fächern und der Durchschnittsnote des Reife- 
zeugnisses wird eine Gesamtnote gebildet. 
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In den Ländern dieser zweiten Gruppe verfügen die Gremien, 
die über die Aufnahme entscheiden, über sehr viel mehr In- 
formationen zur Person, Leistung und Fähigkeiten des Be- 
werbers, als das heute in der Bundesrepublik Deutschland 
der Fall ist. Neben den Schulzeugnissen gibt es Schulgut- 
achten, Tests zur Feststellung des Wissensstandes sowie der 
Studieneignung, eigene Angaben des Bewerbers, sowie per- 
sönliche Interviews an der Hochschule. 

Erst diese Fülle an Informationen ermöglicht in vielen Fä- 
chern eine gerechte Beurteilung des Bewerbers. Der Regie- 
rungsentwurf des Hochschulrahmengesetzes enthält daher 
den Antrag, ein auf die besonderen Verhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland zugeschnittenes besonderes Ein- 
gangsverf a*hren zu entwickeln. Dazu muß auf diese auslän- 
dischen Vorbilder zurückgegriffen werden. Insbesondere soll 
durch die geringere Bewertung der Abiturnoten, durch die 
Einführung von Tests, Schulgutachten und Interviews eine 
gerechtere Verteilung der Bildungschancen erreicht werden. 


57. Abgeordneter 

Rappe 

(Hildesheim) 

(SPD) 


Wodurch unterscheidet sich die Regelung iin 
Vorentwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
für ein Instrumentarium der Studienreform 
von dem von der Kultusministerkonferenz 
kürzlich zurückges.tellten Verwaltungsabkom- 
men der Länder zur Förderung der Reform 
von Studium und Prüfungen? 


58. Abgeordneter 

Rappe 

(Hildesheim) 

(SPD) 


Wenn Studienreform auch eine Überprüfung 
der Lehrziele und Lehrinhalte ist, wodurch 
kann dann sichergestellt werden, daß bei der 
Ausgestaltung der einzelnen Studiengänge die 
Bedürfnisse der beruflichen Praxis stärker als 
bisher berücksichtigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 14. September 1973 


Der Regierungsentwurf des Hochschulrahmengesetzes knüpft in 
§ 10 an die Bemühungen der Länder zur Schaffung eines. Instru- 
mentariums der Studienreform an, lenkt sie jedoch in eine Rich- 
tung, die eine stärkere Beteiligung der Hochschulen an der Ar- 
beit der überregionalen Studienreform und einen ausreichenden 
Spielraum für die Hochschule bei der Umsetzung der Arbeits- 
ergebnisse sichert. 

Der Regierungsentwurf des Hochschulrahmengesetzes sieht ge- 
meinsame Studienreformkoiiimissionen aller Länder vor, deren 
Empfehlungen sich nur auf Grundsätze und Eckdaten im Bereich 
von Studium und Prüfung beziehen, so daß im Fall der von den 
zuständigen Landesministerien verlangten Anpassung der Stu- 
dien- und Prüfungsordnungen an diese Empfehlungen den Hoch- 
schulen eine Handlungsfreiheit belassen wird, die insbesondere 
eine Bildung von zusätzlichen unterschiedlichen Schwerpunkten 
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ermöglicht. Dieses Verfahren wird für ausreichend angesehen, 
um das für die weitere Entwicklung des Hochschulwesens not- 
wendige Maß an Einheitlichkeit, Vergleichbarkeit und Gleich- 
wertigkeit der Studiengänge zu gewährleisten. In den Reform- 
kommissionen haben die von den Hochschulen genannten Ver- 
treter mindestens die Hälfte der Stimmen. 

Das von den Ländern in Aussicht genommene Verwaltungsab- 
kommen ging demgegenüber von einer wesentlich stärkeren 
Beschränkung der Eigeninitiative der Hochschulen bei der Stu- 
dienreform aus. Die von den Reformgremien in einem zweistufi- 
gen Variablen erarbeiteten Empfehlungen sollen sich praktisch 
aut alle wichtigen Fragen des Studiums und der Prüfung beziehen 
können. Dieses Konzept erscheint nach Auffassung der Bundes- 
regierung nicht nur hochschulpolitisch unerwünscht, sondern 
darüber hinaus auch nicht realistisch, weil bei dem sehr weit 
gefaßten Katalog der Gegenstände, auf die sich die Empfeh- 
lungen beziehen können, die Chance schwindet, sich auf die 
Festlegung von solchen Empfehlungen zu einigen. 

Der Praxisbezug des Studiums wird an mehreren Stellen im 
Regierungsentwurf des Hochschulrahmengesetzes ausdrücklich 
hervorgehoben, in § 8 wird als vorrangiges allgemeines Studien- 
ziel die Vorbereitung auf ein berufliches Tätigkeitsfeld bezeich- 
net. Daran haben sich künftig auch die Lernziele und Lehrinhalte 
zu orientieren. Die Studienreform, die zur ständigen Aufgabe 
der Hochschulen erklärt wird, hat u. a. zu gewährleisten, daß die 
Studieninhalte im Hinblick auf Veränderungen in der Berufswelt 
den Studenten breite berufliche Entwicklungsmöglichkeiten er- 
öffnen und sie befähigen, den Bezug von Studieninhalten zur 
Praxis zu erproben. In jeder Studienordnung ist demgemäß der 
Inh 't und Aufbau des Studiums unter Berücksichtigung der An- 
forderungen der beruflichen Praxis zu regeln (§ 12). 

Bei der Zusammensetzung der Studienreformkommission ist auch 
institutionell dafür Sorge getragen worden, daß diese Ziele ver- 
wirklicht werden. In § 10 Abs. 3 ist festgelegt, daß Sachver- 
ständige, insbesondere aus Gewerkschaften, Fach verbänden und 
Berufsorganisationen und aus der Berufsberatung, als Mitglieder 
mit beratender Stimme in die Studienreformkommission berufen 
oder im Einzelfall hinzugezogen werden können. 


59. Abgeordneter 

Rappe 

(Hildesheim) 

(SPD) 


Welchen Stand haben die Koordinierungsbe- 
mühungen des Bundes und der Länder bei der 
Abstimmung von Ausbildungsordnungen für 
die betriebliche Berufsausbildung und Rah- 
menlehrplänen für die Berufsschule erreicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 14. September 1973 


Die Koordinierungsbemühungen von Bund und Ländern voll- 
ziehen sich in erster Linie auf der Grundlage des „Gemeinsamen 
Ergebnisprotokolls" vom 30. Mai 1972, in dem das Verfahren bei 
der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr- 
plänen im Bereich der beruflichen Bildung zwischen der Bundes- 
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regierung und den Kultusministern (-Senatoren) der Länder ver- 
einbart worden ist. Danach sollen berufliche Curricula gemein- 
sam von Vertretern des Bundes und der Länder unter Beteiligung 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung erarbeitet wer- 
den. Die Inkraftsetzung von Ausbildungsordnungen und Rahmen- 
lehrplänen muß jedoch auf Grund der Verfassung?, rechtlichen 
Situation getrennt erfolgen. 

Dieses Verfahren wird in vollem Umfang ab Herbst 1973 bei der 
Erarbeitung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen 
für grobschlosserische Berufe, Augenoptiker und für die Stufen- 
ausbildung in kaufmännischen Berufen modellhaft erprobt. 

Außerdem werden ab Herbst 1973 in 11 Arbeitsgruppen Curri- 
cula für die berufliche Grundbildung gemeinsam erarbeitet. 
Vertreter der Kultusministerkonferenz, der Arbeitgeber und 
Gewerks, chaften und Fachwissenschaftler des Bundesinstituts 
für Berufsbildungsforschung wirken daran mit. Die erste ge- 
meinsame Sitzung der Arbeitsgruppe für das Berufsfeld Elektro- 
technik wird im September 1973 stattfinden. 

Nach Auffassung von Bund und Ländern und in Übereinstim- 
mung mit dem Gemeinsamen Ergebnisprotokoll ist für in Kürze 
zum Erlaß anstehende Ausbildungsordnungen eine vollständige 
Abstimmung ohne wesentlichen Zeitverlust nicht möglich. 
Der Erlaß dieser Verordnungen sollte jedoch nicht ausgesetzt 
werden, weil eine Aktualisierung zahlreicher Ausbildungsvor- 
schriften dringend erforderlich ist. Bei bereits weitgehend fertig- 
gestellten Ausbildungs.ordnungen ist deshalb je nach Sachlage 
inhaltlich keine oder nur eine rasch zu bewerkstelligende Ab- 
stimmung vorgesehen. 

Die Bundesregierung wird nicht oder nur vorläufig abgestimmte 
Verordnungen korrigieren, wenn sich dies bei der Erarbeitung 
von Rahmenlehrplänen als unbedingt notwendig erweisen sollte. 


60. Abgeordneter 

Wüster 


(SPD) 


Sieht die Bundesregierung die Ausbildung der 
Ausbilder im Medienverbund als geeignete 
Maßnahme an, das Ziel der Ausbildungs-Eig- 
nungsverordnung der Bundesregierung vom 
20. April 1972, nach der alle Ausbilder in den 
Betrieben bis 1975 eine berufs- und arbeits- 
pädagogische Qualifikation nachweisen müs- 
sen, zu erreichen, und welche Schritte unter- 
nimmt die Bundesregierung zur Vergrößerung 
des Teilnehmerkreises? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 22. September 1973 


Die Bundesregierung sieht die Ausbildung der Ausbilder im 
Medienverbund (Fernsehrlehrgang AdA) als geeignete Maß- 
nahme an, das Ziel der Ausbilder-Eignungsverordnung vom 
20. April 1972 (AEVO) erreichen zu helfen. Die Ausbildung im 
Medienverbund erscheint insbesondere geeignet, mit dem Fern- 
unterricht in Form von Fernsehsendungen gleichzeitig eine 
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große Zahl von Teilnehmern zu erreichen. Der Fernsehlehrgang 
AdA wurde eingerichtet, um möglichst kurzfristig möglichst 
viele aus der großen Zahl der Ausbilder zu erreichen; denn alle 
in den Geltungsbereich der AEVO fallenden Ausbilder in der 
gewerblichen Wirtschaft haben bis Ende April 1975 den Nachweis 
erweiterter berufs- und arbeitspädagogischer Kenntnisse zu 
erbringen. 


Allerdings ist nicht zu verkennen, daß dieses Problem der 
großen Zahl nicht allein durch das Angebot eines Medienver- 
bund-Lehrganges bewältigt werden kann. Deshalb ist noch eine 
Reihe von anderen Maßnahmen für die Ausbildung der Ausbilder 
ergriffen worden. Insbesondere sind Ausbilder-Lehrgänge von 
verschiedenen Trägern, z. B. den Kammern, den Organisationen 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber und von freien Trägern ein- 
gerichtet worden. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
durch alle diese Maßnahmen ein genügend großes Angebot an 
Bildungsveranstaltungen zur Verfügung gestellt wird, damit alle 
Ausbilder in der gewerblichen Wirtschaft die Möglichkeit haben, 
sich bis April 1975 die nachzuweisenden berufs- und arbeits- 
pädagogischen Kenntnisse anzueignen. 


Die Teilnahme am Fernsehlehrgang AdA mit dem ersten Lehr- 
gangsblock „Jugendkunde" war bisher mit 12 000 Teilnehmern 
geringer als erwartet. Es besteht allerdings nach wie vor die 
Möglichkeit, noch jetzt in den Lehrgang einzusteigen, und zwar 
mit dem Lehrgangsblock „Recht und Soziales". Dieser Abschnitt 
begann am 18. September 1973. Um eine möglichst große Zahl 
von Ausbildern zu veranlassen, am Fernsehlehrgang AdA teil- 
zunehmen, hat das Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schult (BMBW) die Öffentlichkeit ständig unterrichtet und wird 
dies auch weiterhin tun. In Stellungnahmen, Reden, Interviews 
und Veröffentlichungen des BMBW wird immer wieder auf die 
Bedeutung der Ausbilderausbildung und die Bildungsmöglich- 
keiten des Fernsehlehrgangs AdA hingewiesen. Die Tageszei- 
tungen erhalten entsprechende Presseinformationen aus dem 
BMBW. In Kürze wird ein Faltblatt des BMBW verteilt werden, 
das auf das Erfordernis, erweiterte Kenntnisse nachzuweisen, 
sowie auf die Träger von Ausbildungsmaßnahmen für Ausbilder 
hinweist. Darüber hinaus wird im BMBW eine Informationsschrift 
für Ausbilder erstellt, die kostenlos ab Ende dieses Jahres ver- 
teilt werden wird und die insbesondere die Ausbilder, die sich 
bisher noch keinen berufs- und arbeitspädagogischen Bildungs- 
maßnahmen unterzogen haben, veranlassen soll, die geforderten 
erweiterten Kenntnisse auch zu erwerben. 


Der Fernsehlehrgang AdA wird wissenschaftlich begleitet. Dabei 
soll unter anderem herausgefunden werden, wie die Gestaltung 
der Medienverbund-Ausbildung verbessert werden kann, um 
eine möglichst große Teilnehmerzahl zu gewinnen. 


Uber die Durchführung der Ausbilder-Ausbildung werden im 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung in Berlin (BBF) drei 
Modellehrgänge durchgeführt bzw. wissenschaftlich betreut. Das 
Ergebnis dieser Modellversuche wird dazu beitragen, neue 
Erkenntnisse über die Gestaltung der Ausbilder-Ausbildung zu 
gewinnen. Damit dürfte ein weiterer Schritt zur Verbreiterung 
und Verbesserung der Ausbilder-Ausbildung getan werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


61. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


Warum ist Bundesminister Eppler nicht bereit, 
durch persönlichen Augenschein sich ein eige- 
nes Bild von der tatsächlichen Situation und 
der vielrassigen Politik in den portugiesi- 
schen Überseeprovinzen zu machen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 12. September 1973 


Meine Gründe habe ich dem Botschafter von Portugal in der 
Bundesrepublik Deutschland in einem Schreiben vom 29. Au- 
gust 1973 dargelegt, das folgenden Wortlaut hat: 

„Sie hatten die Freundlichkeit, mich zu einer Informationsreise 
nach Mocambique und Angola einzuladen. Ich möchte mich dafür 
bedanken. 

Es ist Ihnen bekannt, daß nicht nur die Völker Afrikas, sondern 
auch die große Mehrheit der in den Vereinten Nationen ver- 
tretenen Staaten das Verhältnis Ihres Landes zu Mocambique 
und Angola als Kolonialherrschaft betrachten, die den Prinzi- 
pien der Vereinten Nationen widerspricht. Es ist Ihnen auch be- 
kannt, daß ich diese Auffassung teile. 

Diese Überzeugung ist unabhängig von den aktuellen Lebens- 
bedingungen im einen oder anderen Teil dieser Gebiete. Deshalb 
geht sicherlich auch Ihre Regierung davon aus, daß die Eindrücke 
eines Informationsbesuches an dieser meiner Haltung nichts 
ändern können. Auch unser Volk hält an seinem Selbstbestim- 
mungsrecht fest, unabhängig davon, wie sich die Lebensverhält- 
nisse in den beiden deutschen Staaten entwickeln. 

Obwohl eine solche Reise also nur von begrenztem Nutzen sein 
kann, bin ich grundsätzlich dazu bereit. 

Nun sind in letzter Zeit Meldungen in die Öffentlichkeit gelangt, 
die portugiesischen Truppen in Mocambique unvorstellbare 
Grausamkeiten zur Last legen. Die Regierungen mehrerer euro- 
päischer Staaten und die Vereinten Nationen haben die Einset- 
zung einer unabhängigen internationalen Untersuchungskom- 
mission gefordert. Auch die Bundesregierung hat ihr Interesse 
daran bekundet. 

Ich selbst habe mich zum Wahrheitsgehalt dieser Meldungen 
nicht geäußert. Auch am Ende einer Informationsreise könnte 
ich nicht sagen, was daran wahr ist. Auf keinen Fall darf durch 
den Besuch eines deutschen Ministers in der öffentlichen Welt- 
meinung die Forderung nach einer internationalen Untersuchung 
an Dringlichkeit einbüßen. 

Daher kann ich Ihrer Einladung erst Folge leisten, nachdem eine 
solche Kommission Gelegenheit zur Überprüfung der Vorwürfe 
gehabt hat. 
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Dann könnten wir über Termine, Reiseroute, Auswahl der Ge- 
sprächspartner und Besichtigungsobjekte sprechen, wobei ich 
davon ausgehe, daß Ihre Regierung meine Wünsche berücksich- 
tigt. 

Wichtig wäre vor allem, daß Gespräche unter äußeren Um- 
ständen stattfinden, die eine Furcht meiner Gesprächspartner 
vor späteren Repressalien ausschließen. Natürlich würde ich 
mich bemühen, für meine Begleitung Personen zu gewinnen, die 
Land und Sprache kennen." 


Bonn, den 16. Oktober 1973 



